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Volker Szmula

Partizipationsausweitung in sozialen 
Entscheidungsprozessen

Zur Diskussion über das Problem der „Demokratisierung“

I. Problemaufriß
Demokratisierung, die „universalste gesell-
schaftliche Forderung unserer Zeit1' ), hat sich 
zu einem Reizwort für soziale Veränderungen 
entwickelt. Unter diesem Begriff lassen sich 
die unterschiedlichsten, inhaltsvagen, mit 
Emotionen beladenen Vorstellungen subsumie-
ren. So diabolisieren Wilhelm Hennis und Hel-
mut Schelsky Demokratisierung, da sie abend-
ländische Grundwerte der Gesellschaft i

2
n die 

Krise führe, „politisch polarisiere“ ) und zur 
„despotischen Allmacht des Staates3) hinleite. 
Utilitaristisch orientierte Befürworter weisen 
der Demokratisierung hingegen eine Stabilisie-
rungsfunktion für das bestehende System zu 4); 
sie wird als Organisationsmethode begriffen, 
da sie die Grundprobleme der Gesellschaft 
durch „Integration durch Konflikt" löse5). 
„Integration" erweist sich als möglich,

6

 wenn 
„fundamentale Gemeinsamkeit" vorausgesetzt 
und „Konflikt" mit Freiheit besetzt wird ).

7) Jürgen Habermas, über den Begriff der politi-
schen Beteiligung, in: ders. und Ludwig von Friede-
burg, Christoph Oehler, Friedrich Weitz, Student 
und Politik. Eine soziologische Untersuchung zum 
politischen Bewußtsein Frankfurter Studenten, 
Neuwied 1969, S. 15.
8) Ebd., S. 16.
9) Ebd., S. 16.
10) Fritz Vilmar, Strategien der Demokratisierung, 
Bd. I: Theorie der Praxis, Neuwied 1973, S. 102.
11) Ebd., S. 21.

Von der methodischen Argumentationsebene 
hebt sich diejenige ab, die Demokratie als 
Mittel und Ziel zugleich begreift, nämlich Auf-
hebung der Herrschaft und Selbstbestimmung 
in allen gesellschaftlichen Bereichen zu ver-
wirklichen. Es wird primär nicht nach dem 
adäquaten oder stabilen Funktionieren der 
Demokratie gefragt, sondern danach, wie die 
Gesellschaft durch Demokratisierung in allen 
ihren Lebensbereichen von politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Zwängen zu befreien

1) Wilhelm Hennis, Demokratisierung. Zur Proble-
matik eines Begriffs, in: Martin Greiffenhagen 
(Hrsg.), Demokratisierung in Staat und Gesell-
schaft, München 1973, S. 47.
2) Helmut Schelsky, Systemüberwindung, Demo-
kratisierung und Gewaltenteilung. Grundsatzkon-
flikte der Bundesrepublik, München 1973 , S. 47.3
3) Hennis, a. a. O., S. 49.
4) Lester W. Milbrath, Political Participation: How 
and Why Do People Get Involved in Politics?, 
Chicago 1965, S. 146.
5) Warnfried Dettling, Demokratisierung. Wege und 
Irrwege, Köln 19743, S. 116.
6) Ebd„ S. 116 f.

ist. Die Formalisierung der Demokratie als 
eines „Sets von Spielregeln" wird zugunsten 
der „Idee der Herrschaft des Volkes“ abge-
lehnt. Denn „Demokratie arbeitet an der 
Selbstbestimmung der Menschheit, und erst 
wenn diese wirklich ist, ist jene wahr“ 7). De-
mokratie zielt also nach Jürgen Habermas dar-
auf ab: „in dem Maße, in dem mündige Bür-
ger unter Bedingungen einer politischen fun-
gierenden Öffentlichkeit, durch einsichtige 
Delegation ihres Willens und durch wirksame 
Kontrolle seiner Ausführung, die Einrichtung 
ihres gesellschaftlichen Lebens selber in die 
Hand nehmen, wird personale Autorität in ra-
tionale überführbar. Das w

8
ürde den Charakter 

von Herrschaft verändern ...“ )

Demokratie „als geschichtlichen Prozeß" zu 
begreifen, die „nicht unter beliebigen gesell-
schaftlichen Voraussetzungen m 9öglich" ) ist, 
führt Fritz Vilmar dazu, den Begriff der Demo-
kratisierung ambivalent zu sehen: „er be-
zeichnet sowohl das producere wie das pro- 
ductum von demokratischen Normen 
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und 
Strukturen in gesellschaftlichen Subsystemen. 
Er ist sowohl eine Aktionsbestimmung wie 
eine Zielbestimmung sozialen Handelns." )  
Er ist „Herstellung von Gleichheit und Frei-
heit in allen gesellschaftlichen Lebensberei-
chen . . ." 11)  Als Variante kollektiver Befrei-
ung von politisch-ökonomischer Herrschaft — 
aber mit zentralistischem Eingriff — erweist 
sich die Position von Anton Pelinka in seiner 
„konkreten Utopie gesellschaftlicher Gleich-



heit": „Zunächst muß, grundsätzlich durch 
einen zentralistischen Eingriff, das egalitäre 
Prinzip im wirtschaftlichen Subsystem ver-
stärkt werden — dann erst kann es zur Dezen-
tralisierung kommen. Zunächst muß die Auto-
nomie des wirtschaftlichen Subsystems aufge-
hoben werden — dann erst kann eine Rück-
gabe dieser Autonomie demokratiekonform

12
 

sein." ) Bekanntlich sind die sozialistischen 
Staaten in der ersten Phase (dem zentralisti-
schen Eingriff) steckengeblieben I

Die Ansätze, Demokratisierung als Methode 
oder aber als Mittel/Ziel zu erfassen, gehen 
von der Prämisse aus, daß alle Menschen 
gleich sind. Dieser Egalitätsgedanke dient als 
Fixpunkt für die verschiedenen Konzeptionen, 
soziale Gleichheit zu postulieren, in Annähe-
rung zu bringen bzw. erreichen zu wollen. Um 
ein Mehr an Gleichheit zu verwirklichen, wur-
den unterschiedliche Strategien zur Demokra-
tisierung der Gesellschaft entwickelt. Dabei 
gewinnt die Frage, ob eine Annäherung an 
das Ziel der Gleichheit eine Leistungssteige-
rung oder wenigstens eine Leistungserhaltung 
der Gesamtgesellschaft bringt, an kardinaler 
Bedeutung. Deshalb analysiere ich im folgen-
den einige Gleichheitskonzeptionen und kon-
frontiere sie dann mit dem Problem der Lei-

stung, um herauszuarbeiten, welches Lei-
stungspotential durch ein Mehr an Gleichheit 
erreicht werden kann.
Der dem Frühliberalismus entstammende, 
ökonomisch begründete Leistungsgedanke 
pervertiert die im Humanismus entwickelte 
Gleichheitsforderung; Gleichheit als sittlicher 
Wert der Gesellschaft verstanden, beinhaltet 
das Recht und auch die Pflicht, an allen gesell-
schaftlichen Entscheidungen mitzuwirken. 
Ohne die bestehenden Eigentumsverhältnisse 
grundlegend verändern zu müssen, läßt sich 
Gleichheit im gesellschaftlichen Bereich durch 
vermehrte Partizipation in den Entscheidungs-
zentren in Annäherung erreichen. Verläßt man 
den weithin praktizierten Grundsatz, daß Ent-
scheidungsträger ihre Befugnisse auf Dauer 
übertragen bekommen zugunsten eines Rota-
tionsprinzips, so erhöht sich durch ein solches 
Verfahren das Entscheidungspotential. Dieser 
gangbare Weg, den ich als Fortentwicklung 
bestehender gesellschaftlicher Strukturen in 
der Bundesrepublik konzipiere, zielt auf Herr-
schaftsveränderung, nicht aber auf die illu-
sionäre Aufhebung jeglicher Herrschaft.
In einer so gegliederten inhaltlichen Erörte-
rung bedarf es zuvor der Klärung der Begriffe 
.Demokratisierung' und .Partizipation'.

II. Begriffliche Klärung

Hinter der sprachlichen Ungenauigkeit des Be-
griffs Demokratisierung verbirgt sich ein 
reales Erleben des Mensche

13

n: „Nachdem der 
notwendige Lebensbedarf gesichert, ist das 
nächst stärkste persönliche Bedürfnis unter 
den menschlichen Dingen die Freiheit." )  Die-
se, eingeschränkt durch Fremdbestimmung in 
einer „organisierten, verwalteten Welt, weckt 
das Verlangen nach mehr Selbstbestimmung. 
Werte werden gerade durch ihre Abwesenheit 
als wertvoll erfahren. .Demokratisierung' 
bringt dieses Verlangen nach mehr Mit- und 
Selbstbestimmung bündig auf einen Nen-
ner. 14" ) *

12) Anton Pelinka, Dynamische Demokratie. Zur 
konkreten Utopie gesellschaftlicher Gleichheit,
Stuttgart 1974, S. 97.
13) John Stuart Mill, Grundsätze der politischen 
Ökonomie nebst einigen Anwendungen derselben
auf die Gesellschaftswissenschaft. Aus der fünften 
Ausgabe des Originals übersetzt von Adolf Soet- 
beer, Hamburg 1864, S. 166.
14) Dettling, a. a. O., S. 11 f.

Ausgehend von der Wortbedeutung beinhaltet 
Demokratisierung, die Herrschaft des Volkes 
in Gang zu setzen. Diese im Wort enthaltene 
Prozeßhaftigkeit intendiert ein dynamisches 
und damit veränderndes Element. Daher wer-
den bestehende Demokratien als formal oder 
nur im politischen Bereich wirksam angesehen. 
Helmut Schelsky macht in der Demokratisie-
rung deshalb eine „Strategie der Systemüber-
windung" 15 ) aus. Und Wilhelm Hennis pflich-
tet ihm bei: Demokratisierung wird nicht mehr 
begriffen „als Herstellung einer demokrati-
schen Herrschaftsweise, sondern als ein Pro- 
zeß', in dessen Folge Herrschaft überhaupt ab-
geschafft wird" 16 ). Fritz Vilmar widmet 
triumphierend diesem Gegner der Demokra-
tisierung seine zweibändige Schrift „Strate-
gien der Demokratisierung", weil die „Vor-
stellung von prozeßhaft sich verändernden

15) Schelsky, Die Strategie der „Systemüberwin- 
düng", in: a. a. O., S. 19—37.
16) Hennis, a. a. O.. S. 55.



politischen Positionen" 17)  die „Grundstruktur" 
seines Denkens ist: „Demokratie, geschichtlich 
verstanden als Demokratisierungsprozeß, 
ist ... die Anstrengung, die Entfremdung der 
Menschen in Herren und Knechte aufzuhe-
ben." 18 ) Erst Demokratisierung führt zur „Ver-
wirklichung demokratischer Grundsätze in 
allen Bereichen der Gesellschaft — Demokra-
tie als gesam 19tgesellschaftlicher Prozeß" ).
Um die Antinomie von „bürgerlicher" und 
„sozialistischer" Demokratie zu überwinden, 
modelliert Anton Pelinka eine „dynamische 
Demokratie"; „ihrem Wesen nach unfertig", 
richtet sie „sich gegen jede Form gesellschaft-
licher Stabil 20isierung" ).  Das Element der In-
stabilität macht er zum Stabilitätsfaktor der 
Demokratisierung.
Der oszillierende Begriff der Demokratisie-
rung birgt in sich Programm und Ideologie zu-
gleich — selbst dann, wenn eine „Demokra-
tisierung ohne Dogma" 21 ) gefordert wird —, 
da sie die gesellschaftliche Entwicklung durch 
folgende Postulate in eine richtungsgebun-
dene Offenheit leitet: 1. Politisierung der Ge-
sellschaft, 2. Nivellierung von Herrschaft des 
Menschen über Menschen und damit 3. Egali-
sierung der Gesellschaft sowie 4. Selbstbestim-
mung des Menschen. Alle vier Punkte beinhal-
ten einen „Neuanfang un

22
ter entschiedenstem 

Bruch mit der Vergangenheit" ). Demokrati-
sierung geriert sich somit revolutionär in 
ihrem Anspruch und ihrer Zielsetzung. Fritz 
Vilmar stellt daher provokant fest:. „Die Revo-
lution hat be 23reits begonnen" );  die Gesell-
schaftsprozesse, „die aus der Untertanenge-
sellschaft herausführen in Richtung auf eine 
emanzipierte, mündige und klassenlose Ge-
sellschaft" 24), werden durch „die theoretische 
Arbeit", die ihrerseits „das Reich der Vor-
stellungen revolutioniert", begleitet.

17) Vilmar, Strategien, a. a. O., S. 59.
18) Fritz Vilmar, Systemtheorie als Ideologie con-
tra Systemveränderung, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 51—52/74, S. 32.
19) Vilmar, Strategien, a. a. O., S. 21.
20) Pelinka, a. a. O., S. 116.
21) Dettling, a. a. O., S. 14.
22) Karl Griewank, Der neuzeitliche Revolutions-
begriff. Entstehung und Entwicklung, Frankfurt 
a. M. 19692, S. 20.
23) Vilmar, Strategien, a. a. O., S. 21.
24) Vilmar, Systemtheorie ..., a. a. O., S. 32.

Ulrich von Alemann hat darauf hingewiesen, 
daß im Begriffsfeld der Demokratisierung auch 
Partizipation, Mitbestimmung, Mitwirkung, 
Selbstbestimmung, Selbstverantwortung, Auto-
nomie etc. auftauchen und häufig synonym 

verwandt werden. Er unterscheidet die Be-
griffe zunächst nach Ziel und Mittel. „Reale, 
inhaltlic

25

he, direkte Demokratie: dies sind am 
deutlichsten Zielwerte, wenn auch für sich 
vage genug." ) In Demokratisierung, Partizi-
pation, Mitbestimmung etc. erkennt er kaum 
einen Eigenwert, sondern sieht sie „nur als 
Mittel oder

26
 Form zur Realisierung bestimmter 

Ziele oder Werte" ).  Ulrich von Alemann 
versucht dann, eine Abstufung in der Art eines 
Kontinuums vorzunehmen: Mitbestimmung sei 
„als eine nicht wirklich ausschlaggebende Mit-
wirkung, Mitverwaltung, Beteiligung zu ver-
stehen; .Partizipation' als zwar ausgeweitetes 
Teilhaben, aber auch nur ,Teilhaben' vieler an 
Entscheidungen; .Demokratisierung' schließ-
lich als weitestgehende Form wäre als Mit-
tel zur Realisierung gesamtgesellschaftlicher 
Selbstbes

27
timmung oder .realer' Demokratie, 

was auch immer das sein mag, anzusehen" ). 
Da die einzelnen Begriffe aber in der öffent-
lichen Diskussion häufig verwendet werden, 
erscheint ihm eine solche säuberliche Abstu-
fung ziemlich künstlich.

Um den inhaltsvagen Begriff der Demokratisie-
rung zu klären, zerlegt Ulrich Lohmar Demo-
kratisierung in Funktionen; er unterscheidet 
dabei u. a.:

a) Chancengleichheit. Demokratie begreift sich 
so lange als dynamisch, bis „der rechtlichen 
Garantierung auch die faktische Ermöglichung 
von gleichen Entwicklungschancen in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen" entspricht.

b) Partizipation. „In dem Begriff der Chancen-
gleichheit ist zugleich die wachsende Teil-
nahme an allen gesellschaftlichen und politi-
schen Prozessen, insbesondere Entscheidungs-
vorgängen, involviert."

c) Mobilität. Permanente Reform als Wesens-
zug jeder Demokratie bedeutet im Institutio-
neilen ständig fluktuierende Funktionseliten, 
was entsprechende Dispositionen im personel-
len Bereich voraussetzt.

d) Transparenz. „Voraussetzung für die Reali-
sierbarkeit aller bisherigen und der meisten

25) Ulrich von Alemann (FIrsg.), Partizipation — De-
mokratisierung — Mitbestimmung — Problemstel-
lung und Literatur in Politik, Wirtschaft, Bildung 
und Wissenschaft. Eine Einführung, Opladen 1975, 
S. 17. Dieser Aufsatz erschien auch in gekürzter 
Fassung in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7/75, 
S. 3—16, unter dem Titel: Demokratisierung der 
Gesellschaft.
26) Ebd., S. 17.
27) Ebd., S. 18.



weiteren Kriterien ist eine maximale Trans-
parenz politischer Prozesse, vor allem der Ent-
scheidungen vorbereitenden."

e) Kontrolle. Im wesentlichen geschieht De-
mokratisierung durch Kontrolle der institutio-
nalisierten Organe. Kontrolle wird notwendi-
gerweise durch den Wähler ergänzt, der „ein 
waches Bewußtsein für Machtmißbrauch und 
für seine Verantwortlichkeit in der Ausübung 
von Kontrollfunktionen" besitzt ).28

28) Ulrich Lohmar, Wissenschaftspolitik und De-
mokratisierung. Ziele, Analysen, Perspektiven, 
Düsseldorf 1973, S. 18—20. Vgl. auch: ders., Das 
Hohe Haus. Der Bundestag und die Verfassungs-
wirklichkeit, Stuttgart 1975, S. 48—58.
29) Gisela Zimpel, Selbstbestimmung oder Akklama-
tion? Politische Teilnahme in der bürgerlichen De-
mokratietheorie, Stuttgart 1972, S. 6 und S. 41.
30) Ebd., S. 205.

31) Ebd., S. 205.
32) Ebd., S. 99.
33) Roland Eckert, Politische Partizipation und Bür-
gerinitiative, in: Offene Welt, Nr. 101/1970: Parti-
zipation. Aspekte politischer Kultur, Opladen 1970, 
S. 36. Siehe auch: Martin Greiffenhagen, Freiheit 
gegen Gleichheit? Zur „Tendenzwende" in der 
Bundesrepublik, Hamburg 1975, S. 68—85; Fritz 
Scharpf, Demokratietheorie zwischen Utopie und 
Anpassung, Konstanz 1970, S. 54—65.
34) Eckert, a. a. O., S. 37.
35) Ebd., S. 41.

Lohmars Subordination der Partizipation er-
scheint problematisch, da sie mit Demokra-
tisierung eher in Konkurrenz zu sehen ist. 
Denn Partizipation bedeutet im ursprünglichen 
Wortsinn Teilnahme oder Teilhabe an irgend 
etwas, ohne zu implizieren, daß eine solche 
Teilnahme auch die Ebene des Mitbestimmens 
einschließen muß. Partizipation beinhaltet da-
mit stärker eine passive Komponente, wohin-
gegen Mitbestimmung eine aktive betont. Par-
tizipation und Mitbestimmung beinhalten 
nicht — wie die Demokratisierung — eine 
Globalforderung nach Herrschaft des Volkes, 
sondern begnügen sich mit der Teilhabe am 
bestehenden Herrschaftssystem; sie wirken 
damit integrativ und systemstabilisierend. In 
dem Maße aber, in dem Teilnahme in formal-
demokratisch strukturierten Systemen statt-
findet, läßt sich eine Differenzierung von Par-
tizipation und Mitbestimmung kaum noch auf-
rechterhalten, weil der originäre Anspruch der 
Demokratie — alle Menschen sind gleich — 
eine Teilnahme ohne Mitbestimmung schwer-
lich zuläßt.

In der klassischen Demokratietheorie wird 
Partizipation deshalb stets unter dem An-
spruch der Selbstbestimmung formuliert 29 ). 
Eine Demokratie, die materiell bestimmt ist, 
definiert sich immer auch als eine partizipato-
rische. Dennoch lehnt es Gisela Zimpel ab, den 
Teilnahmebegriff in einer materiellen Demo-
kratie „ein für allemal definitiv abzugrenzen; 
. . . dieser läßt sich allenfalls in seinen Dimen-
sionen umreißen" 30).  Teilnahme soll sich auf 
die gesamten Lebensverhältnisse beziehen; 
„starre und äußerliche Trennung zwischen po- 

iitischer und unpolitischer Teilnahme muß 
damit entfallen . . . Ein solcherart erweiterter, 
auf Selbstbestimmung abzielender Teilnahme-
begriff nimmt in sich zwei Elemente auf, die 
im früheren, revolutionären Anspruch der Par-
tizipation einmal rudimentär enthalten waren, 
die aber mit der Formalisierung der bürger-
lichen Kategorien dann verloren gingen: es 
sind dies die politische Motivation der Teil-
nahme und ihre politische Wir 31kung." )  Damit 
schließt sich der Kreis. Partizipation über-
nimmt den Begriffsinhalt der Demokratisie-
rung, oder anders ausgedrückt: Partizipation 
hat sich im Laufe des geschichtlichen Prozes-
ses im liberalen Rechtsstaat in einen politi-
schen und in einen revolutionären Zweig ge-
spalten32 ). Gisela Zimpel beabsichtigt daher, 
mit ihrer auf die Wurzel der Partizipation zu-
rückreichenden Begriffsbestimmung die statt-
gefundene Dichotomie wieder zusammenzu-
führen.

Der Begriff der Teilnahme gerinnt somit zum 
Synonym für Demokratisierung und verhin-
dert zu unterscheiden zwischen Partizipation 
„am zentralen gesellschaftlichen Willensbil-
dungsprozeß und Teilnahme an den Entschei-
dungen in einzelnen gesellschaftlichen Teil-
bereichen" 33 ). Die Partizipation am „zentralen 
gesellschaftlichen Willensbildungsprozeß" fin-
det vor allem in „Verbänden und Parteien, 
durch Einflußnahme auf die Bildung der öffent-
lichen Meinung und durch Wahlakte" statt34 ). 
Partizipation an der Basis gesellschaftlicher 
Teilbereiche definiert Roland Eckert dann 
„als .Selbstverwaltung' . . ., wenn sie gesamt-
gesellschaftlich delegierte Freiräume ausfüllt, 
und wäre als .Bürgerinitiative' zu bezeichnen, 
wenn sie Mängel des Verwaltungshandelns 
kompensiert oder die gesellschaftliche Wil-
lensbildung in der genannten Weise vorberei-
tet" 35 ).

Ausgespart in Eckerts Begriffsbestimmung 
bleibt der ökonomische Sektor. Ohne ihn aber 
ist eine umfassende Definition der Partizipa-
tion nicht möglich. Partizipation im ökonomi-



sehen Bereich wird heute in der Bundesrepu-
blik vorwiegend mit dem Begriff „Mitbestim-
mung" 36 ) gleichgesetzt. Wenn im folgenden 
der Begriff Partizipation gebraucht wird, dann 
schließt er die drei aufgeführten Bereiche mit 
ein: Teilnahme am zentralen gesellschaftlichen 
Willensbildungsprozeß, Teilnahme an den Ent-
scheidungen in einzelnen gesellschaftlichen 
Teilbereichen und Mitbestimmung im öko-
nomischen Bereich.
Anders der Anspruch der Demokratisierung; 
sie soll der gesamten sozialen Struktur, ein-
schließlich ihrer Subsysteme, eine bestimmte 
Legitimität geben: eine solche, die sich aus-

schließlich aus dem Willen des gesamten Vol-
kes herleitet. Damit wirkt Demokratisierung 
auch von ihrem Legitimitätsanspruch her revo-
lutionär. Partizipatipn unterscheidet sich so-
mit von Demokratisierung in ihrem Anspruch 
an die Gesellschaft. Sie will in der bestehen-
den Demokratie die Möglichkeit zur Teilnah-
me an Entscheidungsprozessen erweitern, ak-
zeptiert aber die unterschiedlichen Struktur-
muster der gesellschaftlichen Subsysteme. Sie 
parallelisiert nicht die Entwicklung in den 
Subsystemen, sondern überläßt diese der so-
zialverantwortlichen Entfaltung ihrer Mitglie-
der.

Man hat wiederholt betont, daß die Losungs-
worte der Französischen Revolution — Frei-
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit — nach und 
nach realisiert werden. Nach dem Kampf um 
Freiheit steht heute die Gleichheit im Feuer 
heftiger Kontroversen. Carl Joachim Friedrich 
hat darauf hingewiesen, daß es für „gleich" 
keine Steigerung gibt: „Zwar läßt Gleichheit 
keine Vergleiche zu . . . Und doch ist zuzu-
geben, daß es ein Mehr oder Weniger an 
Gleichheit geben kann. So sagt man etwa, daß 
die Neger heute in den Vereinigten Staaten 
ein größeres Maß an Gleichheit besitzen als 
vor fünfzig Jahren. Im Grunde ist das eine 
ungenaue Vereinfachung der Feststellung, daß 
die Stellung des Negers der angestrebten 
Gleichheit näherkommt. Durch diese präzisere 
Formulierung wird . . . ein weiterer Aspekt 
der Gleichheit verdeutlicht, die Tatsache näm-
lich, daß Gleichheit ein Ziel ist, das zwar an-
nähernd erreicht, 
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aber nicht „verwirklicht’ 

werden kann." )

Das teleologische Element der Gleichheit hat 
im Menschen das Bestreben freigesetzt, ihr 
grundsätzlich einen hohen Wert zuzumessen. 
Von der Werthaftigkeit der Gleichheit gehen 
die Befürworter der Demokratisierung aus und

III. Das Prinzip der Egalität

konstatieren: „Das Maß an Gleichheit, das in 
einer Gesellschaft herrscht, bestimmt deren 
demokra 38tischen Charakter." ) Nun wird von 
Widersachern der Demokratisierung der 
Gleichheitsanspruch nicht rundweg abgelehnt, 
sondern auf die politische Ebene begrenzt; sie 
auf andere Bereiche der Gesellschaft auszu-
dehnen, hieße negieren, „daß zwischen einem 
Arzt und einem Patienten, zwischen einem 
Lehrenden und einem Lernenden einige in der 
Sache begründete Kompetenzdifferenzen be-
stehe 39n .. ).

Demokratisierungsbefürworter leugnen diesen 
Sachverhalt keineswegs, fordern aber, daß 
Kompetenzen und Einflußnahme rational zu 
begründen sind und demokratischen Legitimi-
tätsansprüchen gerecht werden müssen. In die-
ser Diskussion wird der Begriff der Gleichheit 
also von keiner Seite auf die biologische 
Ebene ausgedehnt, sondern der Streit bezieht 
sich „ausschließlich auf die Gesellschaft und 
ihre Strukturen; die das Maß an Gleichheit 
beeinflussen" 40). Gleichheit soll gleiche Le-

36) Auf die spezielle Problematik der Mitbestim-
mungsdiskussion in der Bundesrepublik Deutsch-
land soll hier nicht eingegangen werden. Mit-
bestimmung als Synonym für Partizipation auf 
wirtschaftlichem Sektor beinhaltet im folgenden 
paritätische Mitbestimmung, wie sie im schwedi-
schen 1 Mitbestimmungsgesetz von 1976 nieder-
gelegt ist.
37) Carl Joachim Friedrich, Politik als Prozeß der 
Gemeinschaftsbildung. Eine empirische Theorie, 
Opladen 1970, S. 155.

38) Pelinka, a. a. O., S. 63.
39) Hennis, a. a. O., S. 54.
40) Pelinka, a. a. O., S. 58.
Vgl. Günter Dux, Strukturwandel der Legitimation, 
Freiburg/München 1976. Dux schreibt: „Gleichheit 
als Maxime der Sozialpolitik ... ergibt sich weder 
aus der Gleichheit der menschlichen Natur noch 
liegt sie als quasi natürliches Strukturprinzip der 
Gesellschaft jeder gesellschaftlichen Ordnung zu-
grunde. Gleichheit muß vielmehr als ein Postulat 
verstanden werden, auf das die Menschheit erst 
als Resultat ihrer historischen Entwicklung fest-
gelegt worden ist." Dux resigniert dann vor dem 
„Versuch, die Geltung des Gleichheitssatzes außer-
halb jeder absolutistischen Begründung ... darzu-
tun ..(S. 356).



bensbedingungen herstellen; Hindernisse sind 
folglich abzubauen, sofern ihr Ursprung in der 
sozialen Sphäre liegt, die wiederum politisch 
beeinflußbar ist.

Die Hindernisse, die der vollen menschlichen 
Entfaltung entgegenstehen, bündeln sich im 
Machtkomplex. Amitai Etzioni postuliert des-
halb: „so far as the members are concerned, 
the more egalitarian the distribu
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tion of power 
among them, the more responsive the over- 
layer will tend to be to their needs" ).  Die 
Korrelation von Machtverteilung und Demo-
kratie setzt einen Machtbegriff voraus, der 
„alle in der Gesellschaft geübten Formen der 
Macht, auch die informelle Machtausübung, 
miteinschließt. Der weite Begriff von Macht 
impliziert eine wesentliche Schwierigkeit, die 
Macht und damit die Gesellschaft zu mes-
sen 42." )
Dieser Aufgabe, Macht zu messen, widmet sich 
C. B. Macpherson; für ihn ist Macht, die Mög-
lichkeit des Menschen „to use and develop 
h 43is human capacities" ).  Bei einer solchen 
Definition gerät nicht Macht, sondern ihr Ge-
genteil, die gesellschaftlich verursachten Hin-
dernisse, in den Blickpunkt der Operationali- 
sierbarkeit. Macpherson unterscheidet dabei 
drei Arten von Mängel: Mangel an adäquaten 
Mitteln des Lebens, Mangel an Zugang zu den 
Mitteln der Arbeit und Mangel an Schutz ge- 
gegen den Angriff anderer44). Die dritte Art 
des Mangels läßt Macpherson außer Betracht, 
da im demokratischen Gemeinwesen der Staat 
die personelle Schutzfu
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nktion übernimmt. „Die 
gleiche Verteilung dieser Mängel, also die 
gleiche Verteilung der durch diese Mängel 
negativ bestimmten Macht, ist die Konsequenz 
einer die Fiktion der Trennung von Staat und 
Gesellschaft überwindenden Demokratie." ) 
Sein Konzept, sich der Machtgleichheit zu nä-
hern, zielt auf eine breite Streuung der Dispo-
sitionsfähigkeit über jene Güter, die aufgrund 
von Knappheit mit einem Wert versehen sind, 
und
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 zielt auf möglichst gleichmäßigen Zugang 
zur Produktion eben dieser Güter. „In short, 
to equalize access, which is to equalize devel- 
opmental powers, is to maximize develop- 
mental powers." )

41) Amitai Etzioni, The Active Society. A Theory 
of Societal and Political Processes, New York 1968, 
S. 518 f.
42) Pelinka, a. a. O., S. 63 f.
43) C. B. Macpherson, Democratic Theory: Essays 
in Retrieval, Oxford 1973, S. 58.
44) Ebd., S. 59 f.
45) Pelinka, a. a. O., S. 65.
46) Macpherson, a. a. O., S. 75.

Soll Machtgleichheit in Annäherung gebracht 
werden, fällt dem Entscheidungskomplex die 
Kardinalfunktion in der gesamten Konzeption 
zu, denn er erweist sich als Kristallisations-
punkt für eine herrschaftliche oder aber de-
mokratische Struktur der gesellschaftlichen 
Organisation.

Um Machtgleichheit von der sozio-ökono-
mischen Seite zu erreichen, visiert Christopher 
Jencks das Ziel der Gleichheit über schulische 
Sozialisation an47 ). Die Ergebnisse einer drei-
jährigen Untersuchung am Center for Educa- 
tional Policy Research vermitteln ihm jedoch 
ein deprimierendes Bild: Es gibt vornehmlich 
drei Gründe, „weshalb Schulreformen die Er-
wachsenen nicht gleichermachen können. Er-
stens scheinen Kinder weit mehr von den häus-
lichen Vorgängen beeinflußt zu werden als 
von dem, was in der Schule passiert. . . Zwei-
tens haben die Reformer nur sehr wenig Kon-
trolle über die Aspekte des Schullebens, die 
sich auf die Kinder auswirken. . . Drittens be-
stehen selbst in dem Fall, daß Schulen einen 
ungewöhnlichen Einfluß auf
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 Kinder ausüben, 
die daraus resultierenden Änderungen nicht 
fort, wenn die Kinder erwachsen sind." )  
Jencks will deshalb den Hebel für eine Nivel-
lierung der Ungleichheit im Fiskalsystem an-
setzen. „Wir können ein System schaffen, in 
dem der Bildungszugang von der Zahlungs-
bereitschaft des Schülers bzw. Studenten ab-
hängt — nicht zu dem Zeitpunkt, da er seine 
Bildung erhält, sondern später, wenn er aller 
Vor 49aussicht nach von ihr profitiert." )  Nach 
einem Alter von sechzehn Jahren sollen die 
Mittel für die weiterführende Ausbildung von 
denjenigen finanziert werden, die aus ihr be-
reits Nutzen gezogen haben. Ungerecht er-
scheint ihm, diejenigen zu besteuern, die diese 
Ausbildung nicht erhalten haben. Den Ein-
wand, ein solches „System der Bildungsfinan-
zierung" laufe Gefahr, die Gesamtnachfrage 
nach Ausbildung zu vermindern, kann Jencks 
nicht entkräften.

Ein weiterer Versuch, das Problem der sozialen 
Gleichheit zu lösen, führt Partizipationstheore-
tiker dazu, zwischen Gleichheit und Chancen-

47)  Christopher Jencks, Chancengleichheit, übers, 
von Jürgen Abel, Reinbeck 1972. Der Originaltitel 
heißt: „Inequality — A Reassessment of the Effect 
of Family and Schooling in America." Der deut-
sche Titel „Chancengleichheit" ist eine grandiose 
Fehlleistung des Übersetzers, da Jencks in seinem 
ganzen Buch nicht für Chancengleichheit, sondern 
für Gleichheit plädiert.
48) Ebd., S. 275 f.
49) Ebd., S. 81.



gleichheit zu unterscheiden 50).  Vor allem Peter 
Bachrach kritisiert diesen Ansatz, da bei ihm 
nicht die effektive Verwirklichung, sondern 
nur die Chance des gleichen Zugangs zu 
Machtpositionen gefordert wird: „Die Eliten- 
Massen-Natur der Gesellschaft bliebe weiter-
hin bestehen." 51)  Um aus dieser Sackgasse 
herauszukommen, wird Chancengleichheit 
dichotomisch begriffen in punktuelle und li-
neare: „Chancengleichheit als punktuelle 
Gleichheit ist ihrem Wesen nach statisch — es 
geht um einen durch einmalige Inanspruchnah-
me konsumierbaren Anspruch. Chancengleich-
heit als lineare Gleichheit ist ihrem Wesen 
nach dynamisch — es geht um einen Anspruch, 
der niemals vollständig verbraucht ist, der 
somit ständig an die Gesellschaft gestellt wer-
den kann, der ein Element permanenter ge-

sellschaftlicher Beeinflussung und Beunruhi-
gung ist. .. Eine solche Chancengleichheit 
kann freilich als Gleichheit schlechthin be-
zeichnet werden." 52)  Die Frage, wie das sich 
im Normativen bewegende Postulat in den 
sozialen Kontext umzusetzen ist, wirft Pelinka 
nicht auf.
Die unterschiedlichsten Ansätze, das Postulat 
der Gleichheit zu verwirklichen, enthalten 
gleichzeitig auch Strategien zur Demokratisie-
rung der Gesellschaft. Gleichheit, um sie zu 
erreichen bzw. sich ihr zu nähern, kommt 
letztlich nicht ohne zentralistische Distribu-
tionsinstanzen aus. Auch müssen die Gleich-
heitsstrategen noch klären, ob die Annäherung 
an das Ziel der Gleichheit eine Leistungsstei-
gerung oder wenigstens eine Leistungserhal-
tung der Gesamtgesellschaft bringt.

Ein wesentliches Konstituens der bürgerlichen 
Gesellschaft bildet das Prinzip der Leistung; 
unter dieser Fahne unternahm sie den erfolg-
reichen Versuch, die Legitimitätsbasis der 
Adelsherrschaft zu erschüttern und schließlich 
abzuschaffen. Ihr Leistungsprinzip gereichte 
der Gesellschaft zum Bewertungsmaßstab für 
Handlungen im ökonomischen Kontext. Vor-
nehmlich auf diesem Sektor führte eine immer 
stärker werdende Arbeitsspezialisierung zur 
Leistungssteigerung. John Locke, einer der 
Apologeten des Bürgertums, legitimierte so-
ziale Ungleichheit aufgrund von Leistung53). 
Schon vorher wies James Harrington in seiner 
„Oceana" darauf hin, daß der ökonomischen 
Leistung des Bürgertums die politische Gleich-
heit folgen müsse — eine Kausalität, die sich 
das liberale Bürgertum zu eigen machte. Die 
Formel „one man, one vote" erfüllte sein De-
mokratiepostulat, widersprach aber letztlich 
seinem Leistungsgedanken. Nach errungenem 
Sieg über den Adel konnte das liberale Bür-

50) Siehe z. B.: Robert A. Dahl, Power, Pluralism 
and Democracy, Vortrag, gehalten auf der Jahres-
versammlung der American Political Science Asso-
ciation, Chicago 1964, zitiert nach: Peter Bachrach, 
Die Theorie demokratischer Elitenherrschaft, Frank-
furt a. M. 1970, S. 107 f.
51) Bachrach, a. a. O., S. 109.
52) Pelinka, a. a. O., S. 67.
53) John Locke, Zwei Abhandlungen über die Regie-
rung, Frankfurt/M. 1967, S. 217—233 (5. Kapitel: 
Das Eigentum). Dazu auch: C. B. Macpherson, Die 
politische Theorie des Besitzindividualismus, Frank-
furt a. M. 1967, S. 249 ff.

IV. Das Prinzip der Leistung

gertum die Forderung nach politischer Gleich-
heit jedoch nicht nur auf die eigene Klasse 
beschränken, ohne unglaubwürdig zu werden. 
Die Trennung in Staat und Gesellschaft bot 
ihm darüber hinaus die Chance, die Forderung 
nach Gleichheit und den Leistungsgedanken 
nebeneinander bestehen zu lassen, ohne sie 
harmonisieren zu müssen: Das Prinzip der 
Gleichheit fand im großen und ganzen auf 
politischem Gebiet in Wahlen seine Anwen-
dung, während das der Leistung im ökonomi-
schen galt.

Verhindert das Prinzip der Leistung eine 
Gleichstellung im ökonomischen Bereich? Ich 
will keineswegs negieren, daß weiterhin un-
terschiedliche Leistungen erbracht werden 
müssen, meine aber, daß das Recht zur Mit-
entscheidung und damit zur Gestaltung des 
ökonomischen Bereichs von den Leistungen 
zu trennen ist.

Leistung hat im wesentlichen zwei Bedingun-
gen, denen sie unterliegt: zum einen die gene-
tische, zum anderen die soziale. Die geneti-
sche ist nicht variabel bzw. sollte es auch 
dann aus ethischen Gründen nicht sein, wenn 
es eines Tages möglich sein sollte; die sozial 
bedingte dagegen unterliegt Wandlungen. Zu 
überlegen ist, ob eine Gesellschaft, die sich 
die Würde des Menschen zum obersten Prin-
zip ihrer Verfassung gemacht hat, nicht an-
dere Kriterien als die bestehenden anlegen 
will. „Es wäre töricht, wollte man Leistung 
als solche verteufeln, aber man kann sich 



doch fragen, ob jener aggressive und kompe-
titive Begriff von Leistung nicht ebenso obso-
let geworden ist wie der Wachstumsfetischis-
mus und ob es nicht besser wäre, auch hier 
die Entwicklung eines qualitativ neuen Lei-
stungsbegriffs anzustreben. Als Leistung müß-
ten dann auch Haltungen und Verhaltenswei-
sen anerkannt werden, die in unserer Gesell-
schaft immer seltener geworden sind: Hilfs-
bereitschaft, tätige Men
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schenliebe, Solidarität 

mit den Schwachen .. ).

Wenn Karl Otto Hondrich in „Demokratisie-
rung und Leistungsgesellschaft" die These 
vertritt: „In allen sozialen Systemen führt 
die Demokratisierung zu Leistungssteige-
rung ..55)  und sie an einige Bedingungen 
knüpft, dann meint er wohl diesen Aspekt der 
sozial bedingten Leistung. Leistung ist für 
Hondrich existent, „wenn Mittel zur Befriedi-
gung von Bedürfnissen bereitgestellt werden. 
Sieht man vom Grenzfall des isolierten Indi-
viduums ab, das nur für sich selbst sorgt, dann 
ist jede Leistung zumindest in ihrer objektiven 
Wirkung ... .sozial', das heißt, auf die Bedürf-
nisse von ande 56ren bezogen." )  Dieser Kom-
plex, in dem Leistung durch Bedürfnisse be-
stimmt wird sowie sich mit ihnen verändert 
und in dem sie „er
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st durch Mittel erbracht" 
wird, „die auf Bedürfnisse ausgerichtet 
sind" ), bedarf einer Strategie, die auf Par-
tizipation aller an diesem Prozeß Beteiligten 
ausgerichtet ist, um dem Legitimitätspostulat 
der Demokratie gerecht zu werden. Damit 
rückt das eigentliche Problem der Demokra-
tisierungsdiskussion in den Blickpunkt: Wie 
können Entscheidungen gefunden und durch-
geführt werden, die das Postulat der Demo-
kratie, d. h. der Herrschaft des Volkes erfül-
len?

Bevor ich diesen Komplex behandele, will 
ich noch auf den Leistungsbegriff bei Frieder 
Naschold und Anton Pelinka eingehen. Mit 
einem normativen Akzent versehen formuliert 
Naschold: „Wie können bei gegebener Sy-
stem-Umwelt-Konstellation Organisationen so 
umstrukturiert werden, daß innerhalb der ein-
zelnen Entscheidungstypen das Partizipations-
potential der Organisationsmitglieder bei 
gleichzeitiger Leistungserhaltung bzw. Lei-

stungssteigerung der Organisation erweitert 
wird?"58) Durchgängig argumentiert Naschold 
daß Demokratisierung und Leistungsfähigkeil 
korrelieren, mehr noch, daß seine hochkom-
plexen Organisationskonzepte für Systeme 
stehen, „in denen gerade Demokratis
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ierung zu 
einem Höchstmaß der Leistungsfähigkeit 
führt" ).  Naschold definiert dabei nicht, was 
er unter Leistung versteht; dieser Begriff 
müsse noch für sein Organisationskonzept ge-
klärt werden. Er steckt lediglich ab, daß Lei-
stung im Rahmen aller Demokratisierungsbe-
mühungen nicht „am starren, statischen und 
äußerlichen Konzept des Ausführung
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shandelns 
der ,Scientific-Management'-Schule orientiert 
sein" könne, sondern „in der Verschmelzung 
von Arbeit und Spiel" ).  In der Schwingbreite 
dieser beiden Ansätze müsse eine Demokra-
tietheorie eine Konzeption des Leistungsbe-
griffe 61s finden ).

54) Iring Fetscher, Demokratie zwischen Sozial-
demokratie und Sozialismus, Stuttgart 1973, S. 150.
55) Karl Otto Hondrich, Demokratisierung und Lei-
stungsgesellschaft. Macht- und Herrschaftswandel 
als sozio-ökonomischer Prozeß, Stuttgart 1972, S. 9.
56) Ebd„ S. 23.
57) Ebd., S. 23.

58) Frieder Naschold, Organisation und Demokra-
tie. Untersuchung zum Demokratisierungspotential 
in komplexen Organisationen, Stuttgart 19723, S. 62. 
5%) Dieter Oberndorfer, Demokratisierung von Or-
ganisationen? Eine kritische Auseinandersetzung 
mit Frieder Nascholds „Organisation und Demokra-
tie", in: Dieter Oberndorfer (Hrsg.), Systemtheorie, 
Systemanalyse und Entwicklungsländerforschung. 
Einführung und Kritik, Berlin 1971, S. 587.
60) Naschold, a. a. O., S. 80.
61) Ebd., S. 80.
•2) Oberndorfer, a. a. O., S. 588.

Diesen „kryptischen Hinweis" zur Klärung 
von Nascholds Demokratietheorie kritisiert 
Dieter Oberndorfer: „Die Suche Nascholds 
nach einem Leistungsbegriff für komplexe 
Organisationen .innerhalb einer Spannweite', 
die durch die gegensätzlichen Konzepte tech-
nokratischer Sachzwang einerseits und Arbeit 
und Spiel andererseits umschrieben werden, 
wirkt als Programm unbefriedigend, weil we-
der der Spielraum der Spannweite noch der 
Punkt, an dem die Lösung innerhalb dieser 
Spannweite gefunden werden muß, deutlich 
wird. Dieses Dilemma ergibt sich, weil der Be-
griff der Leistung ohne Einordnung in eine 
umfassende Wertdiskussion und Güterabwä-
gung gebraucht wird." 62 ) Nun trifft die Kritik 
von Oberndorfer m. E. nur zu, wenn man von 
einer fertigen, abgeschlossenen Demokratie-
konzeption ausgeht; in ihr wird eine „Wert-
reflexion" beim Leistungsbegriff unumgäng-
lich. Eine offene Demokratietheorie dagegen, 
die als oberstes Prinzip die Selbstbestimmung 
der in dem System sich Organisierenden po-
stuliert, kann denjenigen, die selbst bestim-
men sollen, keine abschließende Leistungs-
definition vorschreiben. Naschold aber unter-



liegt in seinem Leistungsbegriff der Kritik 
Oberndorfers, weil seine demokratisierten Or-
ganisationen hierarchische und oligarchische 
Elemente enthalten. Das Organisationsziel be-
schreibt Naschold dann so, daß Demokrati-
sierung Effizienzsteigerung bedeutet, den Ein-
druck aber erweckt, „als habe er bewiese
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n, 
daß Partizipation mit Effizienz vereinbar ist 
oder sie sogar fördert" ).
Modellhaft versucht Pelinka eine negative 
bzw. positive Korrelation von Effizienz und 

Gleichheit herzustellen 64).  Ihr Zusammenhang 
bildet die Nahtstelle, an der sich immer wie-
der erweisen muß, ob sich Demokratie aus-
weiten läßt. Es „muß immer wieder untersucht 
werden, welche Formen der Arbeitsteilung 
um
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 der Leistung willen notwendig sind und 
auf welche Leistungen um der Demokratie 
willen verzichtet werden kann" ). Bei dieser 
Konstruktion wird das Kriterium, welche Ar-
beitsteilung um der Leistung willen bzw. wel-
che Leistung um der Demokratie willen erfor-
derlich ist, zum Problem.

V. Die Entscheidungsebene

Das zentrale Feld, auf dem das Demokratisie-
rungspotential in komplexen Organisationen 
untersucht werden kann, ist die Entschei-
dungsebene. Naschold widmet ihr deshalb 
sein Hauptaugenmerk; für das Ziel seiner 
Studie unterscheidet er sechs voneinander 
abgrenzbare Entscheidungstypen: Routine-, 
Zweck-, Krisen-, Innovations-, Machtzuwachs-
entscheidungen sowie Entscheidungen zur Ent-
scheidungsentlastung. „ Routineentscheidungen 
sind systeminterne Informationsverarbeitungs-
prozesse bei gleichbleibender System-Umwelt-
beziehung." 66 ) Bei Zweckentscheidungen ist 
das Mittel zu suchen — im Unterschied zu 
Routineentscheidungen, bei denen Ziel und 
Mittel vorgegeben sind. Krisenentscheidungen 
sollen bei gleichbleibender System-Umwelt- 
Beziehung Störungen, die durch Routine- und 
Zweckentscheidungen nicht behoben werden 
können, innerhalb kürzester Zeit bewältigen. 
Innovationsentscheidungen erfolgen unter dy-
namischer System-Umwelt-Beziehung. Sie „be-
deuten eine Umorientierung der System-
zwecke, eine Veränderung der Schaltstruktu-
ren und Verknüpfungsregeln und führen zu 
Systemwandlungen, welche auch das gesamte 
Gefüge der Routine- und Zweckentscheidun-
gen umforme 67n" ).  Machtzuwachsentscheidun-
gen passen sich nicht wie Innovationsentschei-
dungen der Umwelt an, sondern bezwecken, 

die Kontrolle über die Umwelt zu verstärken. 
Sie bedeuten somit eine „Umstrukturierung 
des gesamten Informationsverarbeitungspro-
zesses, um Umweltproble
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me besser bewältigen 

zu können" ). Entscheidungen über Ent-
scheidungsentlastungen dagegen sind „sy-
stemextern orientiert bei statischer wie dyna-
mischer System-Umwelt-Beziehung". Eine Or-
ganisation kann Entscheidungen aus dem Sy-
stem auslagern und wieder an die Umwelt ab-
geben, ohne sie jedoch der vollen Kontrolle 
seitens der Umwelt zu unterwerfen. Solche 
Entscheidungen steigern die Macht der Orga-
nisation d 69urch Entscheidungsentlastung l).

Oberndorfer kritisiert an dieser Klassifizie-
rung von Entscheidungen, daß Naschold „die 
so geordneten Phänomene .ohne nähere Be-
stimmung' als Informationsverarbeitungspro-
zesse hinstellt" und damit Entscheidungen 
übergeht, „die durch einen sozialen Prozeß, 
etwa .Bargaining", zustande kommen" 70). Im 
einzelnen sei Nascholds Vorschlag, Routine- 
und Zweckentscheidungen zu demokratisieren, 
durch Programmierung in der Organisations-
praxis weitgehend realisiert71 ). Skepsis sei 
auch bei den Innovations- und Machtzuwachs-
entscheidungen, die ein Unterfall ersterer 
seien, angebracht, übersetze man Nascholds 
„verschachteltes System der Meinungs- und 
Willensbildung'' mit „Delegation", dann sei 
nicht erkennbar, „wie durch ein solches Ent-
scheidungssystem das Grundproblem der 
Oligarchisierung ... überwunden werden 

63) Ebd., S. 607, siehe auch S. 593; Klaus von 
Beyme, Die politischen Theorien der Gegenwart, 
München 1972, schreibt dazu: „Naschold hat nie 
behauptet, daß .Demokratisierung per definitionem 
Effizienzsteigerung bedeutet' ..., aber er konnte 
nicht verhindern, daß er in diesem Sinne gedeutet 
wurde" (S. 219).
64) Pelinka, a. a. O., S. 69 f.
63) Ebd., S. 71.
66) Naschold, a. a. O., S. 59.
67) Ebd., S. 60.

63)  Ebd., S. 60.
69) Ebd., S. 60 f.
70) Oberndorfer, a. a. O., S. 594. Oberndorfer ver-
weist auf J. G. March, H. A. Simon, Organisations, 
New York 1958, S. 130.
71) Ebd., S. 603, sowie wiederum: J. G. March, H. A. 
Simon, a. a. O., S. 139—149.



kann" 72). Da es sich bei dem Typ der Krisen-
entscheidung um eine besonders akute Inno- 
vations- oder Zweckentscheidung handelt, 
trifft ihn dieselbe Kritik. Beim Typ der Ent-
scheidungen zur Entscheidungsentlastung 
hieße Demokratisierung nur noch, „daß der 
Organisation und ihren Mitgliedern Tätigkei-
ten zugewiesen werden, die sie nicht mehr 
überfordern und die sie daher erbringen kön-
nen" 73 ). Nascholds Vorschlag gerät damit zur 
Beliebigkeit für Organisationen.

Fritz Vilmar kritisiert, daß Nascholds sechs 
Entscheidungstypen in der sozialen Wirklich-
keit „nicht nur Informationsverarbeitung —, 
sondern auch Interessenvertretungsprozesse 
sind. Die Ausklammerung des Machtproblems 
zeigt sich ... auch ... darin, daß er nichts zu 
der zentralen Frage der Durchsetzbarkeit der 
von unten entwickelten Entscheidungen aus-
führt. Es scheint fast, als seien komplexe Or-
ganisatione 74n herrschaftsfreie Räume." )  Herr-
schaftskonflikte prägen noch die kleinsten ge-
sellschaftlichen Subsysteme, und an ihnen er-
weist sich „das Demokratisierungsproblem im 
politischen Alltag ganz massiv als Problem 
des Macht-wechsels oder der Machtkontrol-
le" 75 ).

Analog zu Naschold ist für Vilmar die Struk-
turierung verschiedenartiger Entscheidungs-
prozesse in gesellschaftlichen Subsystemen 
der 
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„Ausgangspunkt herrschaftlicher oder 
aber demokratischer Gestaltung einer sozialen 
Organisation" ).  Vilmar unterscheidet des-
halb mit zunehmender Relevanz fünf Entschei-
dungsbereiche gesellschaftlicher Subsysteme: 
Marginale-, Verfahrens-, personelle, Produk-
tions- und Systementscheidungen. Unter den 
Bereich „marginale" fallen Regelungen zwi-
schenmenschlicher Verhaltensweisen, soweit 
sie nicht „wesensnotwendig" dem Arbeitspro-
zeß zugehören. Verfahrensentscheidungen 
sind solche, die das „Wie" entweder als ar-
beitstechnologische oder als arbeitsorganisa-
torische Entscheidungen enthalten. Personelle 
Entscheidungen umfassen den Komplex der 
Einstellung, Umbesetzung, Entlastung von Ar-
beitskräften infolge von Produktions- oder 
Systementscheidungen. Produktionsentschei-
dungen betreffen das „Was" der Arbeitsaufga-
ben bzw. Produktionen 77). Systementscheidun-

72) Ebd., S. 605.
73) Ebd., S. 606.
74) Vilmar, Strategien, a. a. O., S. 130 f.
75) Ebd., S. 131.
76) Ebd., S. 115.
77) Ebd., S. 118 f.

78) Ebd., S. 119.
79) Ebd., S. 119.
80) Naschold, a. a. O., S. 55.
81) Vilmar, Strategien, a. a. O., S. 127.

gen beziehen sich auf die Existenz, „die innere 
(Um-)Organisation, prinzipielle Änderunge
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n 
der Zielsetzung oder des Umweltverhaltens 
eines Subsystems oder wesentlicher seiner 
Teile" ).  Vilmar will mit dieser „Skala von 
Entscheidungsbereichen das gesamte Macht- 
und daher Kampfpotential der Demokratisie-
rung" 79)  darstellen. Seine Demokratisierungs-
strategien setzen dann an diesen Entschei-
dungsressorts an. In Übereinstimmung mit 
Naschold 80 ) verwirft Vilmar als Leitnorm für 
Demokratisierung das Repräsentationskonzept 
und will die „klassische Demokratievorstel-
lung der direkten Kontrolle von unten durch 
neue organisatorische und entscheidungstheo-
retische Methoden zumindest teilweise reali-
sierbar ... machen" 81 ).

Die Auffächerung der Entscheidung in die ge-
nannten Bereiche ist unter wissenschaftstheo-
retischen Aspekten durchaus zu begrüßen; 
Skepsis erhebt sich allerdings, wenn sie für 
Demokratisierungsstrategien herhalten soll. 
(Aufgrund der Parallelität der Entscheidungs-
typen trifft die folgende Kritik Vilmar wie Na-
schold.) Die Verzahnung aller Bereiche mitein-
ander, vor allem die beiden „oberen Bereiche' 
der Produktions- und Systementscheidung, 
läßt eine Umsetzung dieser Ausdifferenzierung 
in die Praxis als problematisch erscheinen. Bei 
Personalentscheidungen werden zumindest 
auch langfristige Produktions- und Systement-
scheidungen getroffen.
Die Deklarierung und Zuweisung der Entschei-
dungen in die von Vilmar vorgegebenen Ty-
pen bedürfen der Interpretation und bilden ein 
Politikum. Die Frage der Zuordnung in die 
einzelnen Ressorts vor der eigentlichen Ent-
scheidungsfindung gerät zum Kristallisations-
problem der Dezisionsdemokratisierung. Da 
weder Vilmar noch Naschold auf hierarchi-
sche und oligarchische Elemente in der Struk-
tur ihrer Subsysteme verzichten, gerät die 
Entscheidungsdifferenzierung zur intellektuel-
len Spielwiese: Entscheidungszuweisungen 
fallen nach hierarchischem, die Entscheidungs-
findung nach demokratisiertem Muster, d. h., 
den Organisationen und ihren Mitgliedern 
werden Tätigkeiten delegiert, die sie bisher 
auch erbringen konnten. Anzudeuten ist hier 
nur das Problem, Informationen auf der Ebene 
der Dezisionszuweisung zurückzuhalten oder 
zu manipulieren.



VI. Ein gangbarer Weg
Gleichheit als Prämisse demokratischer Theo-
rien formuliert, bildet zugleich auch deren 
Ziel. Gleichheit als einen Wert zu begreifen, 
der nicht vollständig zu verwirklichen ist, son-
dern dem sich nur anzunähern möglich ist, 
beinhaltet den Anspruch an die Gesellschaft, 
ein Mehr an Gleichheit in den sozialen Kon-
text umzusetzen. Im politischen Bereich ist 
die Forderung des „one man, one vote" durch-
gängig akzeptiert und mit Hilfe des repräsen-
tativen Systems verwirklicht worden. Für den 
übrigen sozialen Sektor wird nunmehr das 
Postulat „Mehr Demokratie wagen” erhoben; 
das „Wie" seines Umsetzens in institutioneile 
Formen scheidet die Demokratisierungsauto-
ren.
Einige befürworten, das repräsentative System 
auch auf die übrigen sozialen Bereiche auszu-
dehnen, andere plädieren für direkt-demokra-
tische Organisationsformen, die sich in einer 
Art Rätesystem verdichten, andere suchen 
nach Wegen, Räte- und repräsentative Ele-
mente zu mischen. Mit meinem Votum für die 
erste Form, bestehende repräsentative Organi-
sationsstrukturen in der Bundesrepublik zu 
belassen und sie auf alle sozialen Ebenen aus-
zudehnen, verwerfe ich eine Fundamental-
demokratisierung. Denn diese birgt in einem 
funktionierenden, auf politischem Sektor be-
reits demokratisch strukturierten Gemeinwesen 
die Gefahr in sich, übergroße soziale Verwir-
rung und Spannungen hervorzurufen. Darüber 
hinaus ist es unrealistisch anzunehmen, daß 
die herrschenden Eliten kampflos ihre Posi-
tionen räumen. Revolutionäre Vorgänge im 
Sozialwesen, die nur einen Elitenaustausch 
hervorbringen, helfen wenig oder gar nicht, 
ein Mehr an Gleichheit für alle Bürger zu er-
reichen. Kleine Schritte in Form von sekto-
raler Ausdehnung bestehender demokratisch 
strukturierter Organisationsformen erscheinen 
mir effektiver, um das eigentliche Ziel eines 
demokratischen Gemeinwesens zu erreichen: 
die soziale Gleichheit aller Bürger.

Einem Irrtum unterlag Karl Marx, als er an-
nahm, daß nur die kapitalistischen Eigentums-
verhältnisse und die kapitalistische Produk-
tionsweise zu einer Entfremdung des Men-
schen führen würden. Die Entwicklung in den 
osteuropäischen Staaten hat mittlerweile ver-
deutlicht, daß die Ursachen für die Entfrem-
dung vor allem in bestimmten Merkmalen der 
Industriegesellschaft liegen. Die Verstaatli-
chung des Eigentums an Produktionsmittel hat 

hieran nichts Wesentliches geändert. Wandeln 
kann sich die Situation des Arbeitenden erst, 
wenn seine Einfluß- und Bedeutungslosigkeit 
aufgehoben wird. Eine Partizipationsauswei-
tung an den Entscheidungsprozessen im ge-
samten sozialen Bereich bietet erste Ansatz-
punkte, Herrschaftsverhältnisse zu mildern 
und zu verändern. Aus dieser Erkenntnis 
heraus erscheint es mir unumgänglich, die 
Wahl als demokratische Legitimationsbasis 
in allen sozialen Bereichen zu verankern, die 
Partizipationsebenen für Dezisionen und die 
Zahl der Entscheidungsträger zu erweitern, 
soll die Affinität des Bürgers zum demokrati-
schen Gemeinwesen gesteigert, seine Frustra-
tion abgebaut und seine Entfremdung beseitigt 
werden.
Entscheidungen treffen und mitverantworten 
stärkt das Selbstbewußtsein der Beteiligten. 
Schon John Stuart Mill hat dieses Faktum er-
kannt. Er plädierte dafür, vor allem untere 
Bevölkerungsschichten an kommunalen Ver-
waltungsinstitutionen partizipieren zu las-
sen82 ). Die Mehrheit der Bürger kann nur 
durch aktive Teilhabe an „Entscheidungen des 
Gemeinwesens Selbstbewußtsein gewinnen 
und ihre Fähigkeiten besser entfalten" 83 ). 
Auch Amitai Etzioni stellt die Forderung nach 
größerer Partizipation der Bürger auf: „And 
the broader the political base becomes, in 
terms of the 
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participation of the membership 
of a society in the political processes, the 
more responsive the polity becomes." )  Diese 
Forderung auf den gesamtgesellschaftlichen 
Bereich ausgedehnt bedeutet einen Schritt in 
Richtung auf die Versöhnung von Herrschern 
und Beherrschten und damit ein Stück in Hin-
blick auf die angestrebte Gleichheit.

82) John Stuart Mill, Betrachtungen über die reprä- 
sentative Demokratie, Paderborn 1971, S. 226 f.
83) Bachrach, a. a. O., S. 119.
84) Etzioni, a. a. O., S. 512.
85) Aristoteles, Politik, München 1965, 1259 b.

Wenn Aristoteles in der „Politik" schreibt, 
„daß Regieren und Regiertwerden miteinander 

85ab wechseln" ) sollen, trifft er — wenn dieser 
Ansatz vom gouvernementalen auch auf alle 
übrigen sozialen Bereiche ausgedehnt wird — 
den Kern einer möglichen Strategie, die dar-
auf abzielt, ein hohes Maß an Mobilität unter 
den Regierenden und Regierten zu erreichen. 
Ihren Wechsel in einem quantitativ großen 
Sozialgebilde zu beschleunigen, führt mich zu 
der These, die Amtsdauer für Entscheidungs-



träger auf allen gesellschaftlichen Ebenen zeit-
lich zu begrenzen. Eine solche Forderung führt 
zu einer Menge von Implikationen, die er-
örtert werden müssen, und wohl auch zu dem 
Vorwurf, die Demokratisierungsdiskussion 
von der inhaltlichen Dimension auf die for-
male zu reduzieren. Bedenkt man, welche un-
geheuren sozialpolitischen Umwälzungen die 
formale Änderung des Wahlrechts im Laufe 
des 19. und 20. Jahrhunderts gebracht hat, 
dann wird sich jedoch der Vorwurf, formale 
Änderungen zögen keine nennenswerte Um-
gestaltung des sozialen Lebens nach sich, nicht 
mehr aufrechterhalten lassen. Die formale 
Ausdehnung der Partizipation auf alle sozia-
len Bereiche könnte einen ähnlichen Prozeß 
in Gang bringen wie die Änderung des Wahl-
rechts im 19. und zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts. In der formalen Ausdehnung der Parti-
zipation sind immer auch Ansätze zur inhalt-
lichen Umgestaltung enthalten.

Will ein Gemeinwesen, das sich demokratisch 
nennt, nicht unglaubwürdig erscheinen, dann 
darf es sich nicht nur im gouvernementalen 
Bereich demokratischen Grundsätzen unter-
werfen, sondern muß das Prinzip der demo-
kratischen Wahl auch auf alle anderen so-
zialen Subsysteme ausdehnen. Nur die Wahl 
legitimiert das künftige Handeln aller De- 
zisionsträger, soll die Identität von Entschei-
dungsträgern und Entscheidungsunterworfe-
nen erreicht werden. Ohne eine solche Iden-
tität fehlt aber dem Konzept der Partizipa-
tionsausweitung in komplexen Organisatio-
nen die Basis. Die Wahl als Basiskonstituante 
für Handlungsfunktionen wirft die Frage auf, 
wer als Entscheidungsträger zu bezeichnen ist. 
Den Dezisionskomplex wie Naschold bzw. 
Vilmar aufzufächern, habe ich weiter oben 
als unergiebig für das Demokratisierungs-
potential verworfen. Dennoch stellt sich mir 
auch beim Konzept der Partizipationsauswei-
tung das Problem, wo die Schnittstelle anset-
zen soll, Entscheidungsträger demokratisch zu 
legitimieren. Es ist wohl einsichtig, daß nicht 
jeder Positionsinhaber von Entscheidungs-
befugnissen der Wahl unterliegen darf, es sei 
denn, man wolle den Wahlgedanken zu Tode 
reiten.
Das Postulat, die Wahl an der Basis anzuset-
zen — wie sie sich beispielsweise in Jugo-
slawien instit 86utionalisiert hat )  —, würde

86) Vgl. Herwig Roggemann, Das Modell der Arbei-
terselbstverwaltung in Jugoslawien, Frankfurt 1970. 
Roggemann beschreibt darin den institutioneilen 
Rahmen, in dem die Arbeiterselbstverwaltung ein- 

außer acht lassen, daß sich in der Bundesrepu-
blik das hierarchische Entscheidungsprinzip in 
weiten Teilen der Sozialstruktur festgesetzt 
hat, und hieße, sich der Illusion hingeben, 
eine fundamentale soziale Umstrukturierung 
hätte heute eine Chance. Eine enthierarchi- 
sierte Sozialstruktur zu erreichen, wäre viel-
leicht nach dem Zusammenbruch von 1945 
möglich gewesen; mit der Rekonstruktion des 
Privateigentums und der Verfügungsgewalt an 
den Produktionsmitteln besteht heute nur 
noch die Möglichkeit einer schrittweisen Ver-
änderung des gesamtgesellschaftlichen Sy-
stems. Eine solche Veränderung läßt sich 
durch Druck von der Basis und durch eine Be-
wußtseinsänderung der Entscheidungsträger 
in die Wege leiten. Die Chance, eine solche 
Bewußtseinsänderung bei den Entscheidungs- 
trägern zu erreichen, sehe ich darin, ihre Be-
stimmung durch Wahl stattfinden zu lassen 
und sie mit dem Rotationsgebot der Amts-
inhaber zu koppeln. Will man schrittweise 
die Sozialstruktur in der Bundesrepublik ver-
ändern, dann existieren zwangsläufig neben 
hierarchischen Strukturmustern solche, die 
sich aus der Wahl legitimieren. In der Phase 
der Koexistenz müssen beide Strukturen ihre 
Validität erweisen. Um nicht von vornherein 
die Konkurrenz beider Strukturmuster zugun-
sten des hierarchischen zu gewichten, sollte 
m. E. das Wahlprinzip für Entscheidungs-
träger in der ersten Phase an der Entschei-
dungsspitze ansetzen, bevor es später einmal 
auf weitere Bereiche in den sozialen Sub-
systemen ausgedehnt wird. Im wirtschaft-
lichen Bereich sollte die Entscheidungsspitze 
das gesamte Management umfassen, im Be-
reich der Verwaltung, der Justiz, der Polizei 
und des Militärs sollten die leitenden Beam-
ten der B-Kategorie sie bilden.
Wenn ich den Vorgang der Partizipationsaus-
weitung als einen Prozeß der Bewußtseins-
änderung der Entscheidungsträger, d. h. global 
gesprochen als einen des Herrschaftsabbaus 
deute, heißt das, Partizipation „als einen Pro-
zeß im Wandel der Autorität zu begreifen, als 
einen Übergang von einem Typus von Auto-
rität zu einem anderen Typus von Autori-
tät" 87). Willy Strzelewicz unterscheidet in 
diesem Zusammenhang zwischen Herrschafts-
autorität und Auftragsautorität. Erstere cha-

gebettet ist. Diesen füllt dann die Arbeit von 
Gudrun Leman, Das jugoslawische Modell. Wege 
zur Demokratisierung der Wirtschaft, Frankfurt 
a. M.—Köln 1976, aus.
87) Willy Strzelewicz, Demokratisierung und Er-
wachsenenbildung, Braunschweig 1973, S. 32.



rakterisiert er „durch eine Graduierung der 
Mündigkeit zwischen denjenigen, die da herr-
schen und führen, und denjenigen, die be-
herrscht und geführt werden 88 .. ).  Im Falle 
der Auftragsautorität „beruht die Führungs-
rolle auf einem ausdrücklich erteilten Auftr
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der Geführten" ).  Der Unterschied zwischen 
den Führenden und den Geführten ist „ledig-
lich funkt 90ional und temporär" ).
Verstehe ich Auftragsautorität funktional und 
temporär, sind Entscheidungsträger durch 
Wahl zu bestimmen. Ein einheitlicher Wahl-
modus für die verschiedenen Subsysteme in 
der Bundesrepublik würde aufgrund der histo-
rischen Gewachsenheit ihre Eigenart zerstören 
und den Prozeß einer Partizipationsauswei-
tung eher hemmen. Mit dem vor einiger Zeit 
verabschiedeten Mitbestimmungsgesetz für 
den wirtschaftlichen Bereich ist ein erster, 
entscheidender Schritt im Hinblick auf eine 
Partizipationsausweitung getan worden; wei-
tere müßten vor allem im Hinblick auf einen 
Abbau der Oligarchisierungserscheinung, die 
sich nicht nur bei den Arbeitgebern, sondern 
auch bei den Arbeitnehmern deutlich zeigt, 
folgen. Das Rotationsprinzip müßte auch hier 
zusätzlich zur Geltung kommen. Im primären 
und sekundären Bildungsbereich wäre ein 
Ratssystem zu errichten, das die Interessen 
der Lehrenden, Lernenden und der Erzie-
hungsberechtigten gleichermaßen berücksich-
tigt. Im Hochschulbereich hat sich das Rats-
system bewährt, allerdings ist der bestehende 
Bestellungsmodus, der die Hochschullehrer 
einseitig bevorrechtigt, abzubauen. In Für-
sorge-Institutionen müßte ein Wahlverfahren 
— in Form einer Ratsstruktur — gefunden 
werden, das sowohl den Trägern als auch den 
Arbeitnehmern gerecht wird.
Die nach den verschiedenen Verfahren in den 
einzelnen Subsystemen Gewählten üben ihr 
Mandat frei aus. Ein imperatives Mandat er-
scheint mir problematisch, da z. B. strikte 
Weisungsgebundenheit seitens der Wähler 
die Aktionsfähigkeit des Entscheidungsträgers 
sehr beschneiden würde; plötzlich neu auf- 
tauchende Tatbestände könnten Flexibili-
tät in der Entscheidung notwendig machen. 
Faßte dagegen die Wahlversammlung ein im-
peratives Mandat so, daß es nur Grundzüge 
in der Geschäftspolitik festlegt91 ), könnte es

schaftspolitische Bedeutung, Frankfurt a. M.—New 
York 1975, S. 47 f.
92) Wilfried Nelles/Henning von Vieregge, Partizi-
pationsforschung — wozu und wohin?, in: Ulrich 
von Alemann (Hrsg.), a. a. O., S. 282, schreiben: 
„Vor allem der Arbeiter ist... aus vielen Gründen, 
die mit seiner gesellschaftlichen Stellung und sei-
ner Lage im Arbeitsprozeß Zusammenhängen, kaum 
in der Lage gegebenenfalls vorhandene Partizipa-
tionsangebote angemessen wahrzunehmen." Auch 
Joachim Raschke, Innerparteiliche Opposition. Die 
Linke in der Berliner SPD, Hamburg 1974, konsta-
tiert dieses Phänomen bei seiner empirischen Unter-
suchung der Berliner SPD. Siehe auch seinen Aut- 
satz: „Demokratisierung durch innerparteilichen 
Gruppenwettbewerb?, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 14/75, S. 15 ff., vor allem S. 24.

38) Ebd., S. 32 f.
39) Ebd., S. 35.
w) Ebd., S. 36.
") Vgl. zum Problem der Kontrolle: Paul Keven-
hörster, Das imperative Mandat. Seine gesell- 

den Effekt der Identität der Führenden und 
Geführten verstärken und wäre zu begrüßen.

Abzulehnen ist eine Recall-Möglichkeit sei-
tens der Wähler, es sei denn, strafrechtliche 
Tatbestände würden erhoben. Das Prinzip des 
Recalls beinhaltet nicht nur das stärkste Kon-
trollrecht seitens der Wähler und wäre als 
solches zu bejahen, sondern es enthält auch 
die negative Wirkung seitens der Gewählten, 
nach den Wählern zu schielen, in der stän-
digen Angst, abberufen zu werden. In einem 
solchen Klima ist mutige und selbstbewußte 
Entscheidungsfindung nicht möglich. Das Prin-
zip des freien Mandats dagegen beruht auf 
dem Konzept des Vertrauens der Wähler zum 
Gewählten; ihre Unzufriedenheit bekunden 
sie, wenn die den Mandatsträger nicht wie-
derwählen. Ein freies Mandat mit einer Richt-
liniendirektive seitens der Wähler scheint mir 
geeignet zu sein, die positiven Elemente des 
freien und imperativen Mandats zu verbin-
den.

In einem komplexen Gemeinwesen kann sich 
die Forderung nach Ausdehnung der Partizi-
pation an Entscheidungen erfüllen, wenn die 
Dezisionsfunktionen zeitlich so limitiert wer-
den, daß diejenigen, die von Entscheidungen 
ausgeschlossen sind, wissen, daß sie in gerau-
mer Zeit ihrerseits eine Chance erhalten am 
Entscheidungsprozeß teilzuhaben. Das in der 
empirischen Partizipationsforschung immer 
wieder konstatierte Phänomen der Apathie, 
sich in sozialen Organisationen nicht zu be-
teiligen92 ), rührt im wesentlichen daher, daß 
die Chance der Teilnehmer, am Entschei-
dungsprozeß aktiv beteiligt zu werden, mini-
miert ist. Eine zeitliche Begrenzung der Funk-
tionsträger könnte so entstandene Apathie 
zwar nicht beseitigen, jedoch vermindern 
helfen. Das Rotationsprinzip bewirkt, daß jede 
Organisation aktive Mitgliederwerbung be-



treiben muß, um sich Nachwuchs für die frei 
werdenden Entscheidungspositionen heranzu-
ziehen. Der Zwang zu aktiver Mitgliederwer-
bung führt dazu, Reserven stärker auszu-
schöpfen; dadurch wird die bisherige Apathie 
an der Basis verringert.
Robert Michels hat in der „Soziologie des 
Parteiwesens" konstatiert, daß jede durch Ar-
beitsteilung entstandene Orga
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Oligarchisierung neige ).  Das in diesem Zu-
sammenhang auftauchende Argument, die 
Führer im Entscheidungsprozeß würden sich, 
um das Prinzip der Funktionslimitierung zu 
unterlaufen, Marionetten heranziehen, ist 
wohl nicht stimmig: Es hat sich in der Praxis 
immer wieder gezeigt, daß Menschen, die in 
Entscheidungspositionen gelangt sind, sich 
durchaus eigendynamisch verhalten und Ma-
nipulationen widerstehen. Die zeitliche Limi-
tierung der Entscheidungsträger erhöht deren 
Quantität. Wie verhält sich dazu ihre Quali-
tät?
Sie wird erhöht. Diejenigen, die Entscheidun-
gen treffen, haben ein Interesse, sie weiter-
hin zu fällen. Wird ihnen diese Möglichkeit 
durch zeitliche Limitierung ihrer Position ge-
kappt, richtet sich ihr Interesse darauf, Nach-
folger zu finden, die ihre Ziele weiterverfol-
gen. Die Förderung des Nachwuchses und sein 
Verlangen zu erfahren, zu welchem Zweck 
und wieso Entscheidungen so gefällt wurden, 
zwingt die Entscheidungsträger, ihre Ent-
scheidungsstrukturen offenzulegen. Der Zwang 
zur Transparenz der Entscheidung fördert zu-
gleich das integrative Engagement aller Orga-
nisationsmitglieder, da vermehrter Informa- 
tions- und Kritikfluß erfolgt. Kritik aber ist 
der Anfang alles Schöpferischen. Ein weiterer 
Aspekt in diesem Spektrum ist das Senken 
des Manipulationsniveaus. Ehemalige Ent-
scheidungsträger sind mit den Praktiken so 
vertraut, daß sie unwillkürlich eine Art Kon-
trolle über getroffene Entscheidungen aus-
üben bzw. die momentanen Entscheidungsträ-
ger unter den psychischen Druck setzen, daß 
sie es tun könnten. Andererseits können die 
Ehemaligen besonders gut den Rahmen ab-
schätzen, in dem Machbares möglich ist. Ihre 
vermehrte Kritikfähigkeit wirkt daher kaum 
destruktiv, sondern erhöht das konstruktive 
Element. Die Ehemaligen übernehmen wieder 
andere Funktionen und helfen in ihrem Ar- *

93) Robert Michels, Zur Soziologie des Parteiwesens
in der modernen Demokratie. Untersuchungen über 
die oligarchischen Tendenzen des Gruppenlebens,
Neudruck der 2. Aufl., Stuttgart 1970, S. 366.

beiissektor mit, Informationen und Kritik zu 
transponieren und damit verständlich zu ma-
chen. Ihr Adressatenkreis ist die Basis. Sol-
cher hin- und herlaufender Informationsfluß 
sowie die für den einzelnen abschätzbare 
Chance, selbst Entscheidungsträger zu wer-
den, erhöht die Bereitschaft zur Partizipation 
in Organisationen, senkt die Apathieneigung 
und fördert den Identitätseffekt des einzelnen 
mit seiner Organisation.

Außerdem fördert der Wechsel der Funktio-
nen innerhalb der politischen, wirtschaftlichen 
oder sozialen Bereiche das Bewußtsein bei 
den Partizipanten für die ineinander ver-
zahnte Komplexität eben dieser Bereiche; da-
mit wird die bestehende Trennung in Staat 
und Gesellschaft wenn nicht aufgehoben, so 
doch gemildert.
Zu klären bleibt noch, in welchem Zeitraum Ro-
tation erfolgen soll. Analog zum präsidialen 
Verfahren in den USA plädiere ich für eine 
vierjährige Amtsdauer der Volksvertreter und 
der Regierungsmitglieder bei einmaliger Wie-
derwahl. Der Zeitraum von acht Jahren sollte 
auch in allen anderen gesellschaftlichen Sub-
systemen als Maximum für Positionen gelten, 
in denen Entscheidungen, im weiter oben defi-
nierten Sinne fallen. Der maximale Zeitraum 
von acht Jahren erscheint mir für die Stellen-
inhaber genügend, damit sie verantwortungs-
voll in ihrer Position handeln können, und 
kurz genug, damit die in der bisherigen Praxis 
immer wieder beobachteten Verschleißerschei-
nungen gering gehalten werden.

Ein spezielles Problem bilden die öffentlichen 
Verwaltungen, die im Rotationssystem zum 
beherrschenden Faktor der Organisation ge-
raten könnten. Karl Moersch unterbreitete 
kürzlich den Vorschlag, Angehörige des hö-
heren Dienstes der B-Kategorie, also etwa ab 
leitender Ministerialrat bis Staatssekretär, auf 
Zeit zu bestellen. Der eigentliche Aufstieg 
eines Beamten würde bei der Besoldungs-
stufe A 16 enden. „Alle darüberliegenden Po-
sitionen würden auf mindes
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tens fünf Jahre 

besetzt werden." ) Anschließend geht ein sol-
cher „Zeitbeamter" wieder auf seine bisherige 
Stelle zurück. Die Funktionszulage, die er in 
seiner Position als „Zeitbeamter" erhalten hat, 
ist nicht ruhegehaltsfähig. „Der Ministerial-
rat, der ein paar Jahre St

95
aatssekretär war, 

bekommt Ministerialratspension." ) Moersch

94) Karl Moersch im Spiegel-Interview, in: Der 
Spiegel, Nr. 29, 1975, S. 34.
95) Ebd., S. 34.



möchte seinen Vorschlag auch auf „Wahl-
beamte" wie Regierungspräsidenten und 
Schulleiter ausgedehnt wissen96 ). Hinzuzu-
fügen ist, daß diese Zeitlimitierung auch in 
den Bereichen Hochschule, Justiz, Polizei und 
Militär Anwendung finden sollte. Mit der Re-
gelung, Spitzenpositionen im öffentlichen 
Dienst an das Rotationsprinzip anzuschließen, 
wäre ein entscheidender Schritt auf dem Wege 
zur Partizipationsausweitung in sozialen Or-
ganisationen erreicht.

96) Ebd., S. 34.

Partizipationsausweitung findet also dann im 
bestehenden System auf zweierlei Weise 
statt: Zum einen wird die gegebene Entschei-
dungsstruktur in allen sozialen Subsystemen 

zugunsten einer solchen umgebaut, die auf 
Wahl basiert; die Mitglieder in diesen Ent-
scheidungsgremien, wie Fachbereichsräte in 
Hochschulen, Vorstände in wirtschaftlichen 
Unternehmungen etc., werden durch spezielle 
Wahlverfahren ermittelt und üben ein freies 
Mandat aus. Zum anderen unterliegen alle so 
gewählten Entscheidungsträger sowie die 
Volksvertreter, Mitglieder der Regierungen 
und „Beamte auf Zeit" der Rotation nach ma-
ximal acht Jahren. Auf diese Art und Weise 
wird die Durchlaufquantität von Entschei-
dungsträgern erhöht, die Formaldemokratie 
inhaltlich erfüllt und damit elastischer und 
lebensfähiger. Erst vermehrter Partizipa-
tionsdurchlauf schafft über einen größeren 
Zeitraum das Potential für echte soziale Struk-
turveränderungen.



Ernst-J. Kerbusch

Die zweite Phase der peruanischen Revolution
Konsolidierung eines politischen Experiments

I. Einführung

Als im Oktober 1968 die Militärs in Peru die 
Macht übernahmen, wurde dieser Vorgang 
überall (auch zunächst in Peru selbst!) als ein 
weiterer Fall in der endlosen Serie lateiname-
rikanischer Militärputsche angesehen

1

. Die 
dem Text nach aufsehenerregenden ersten 
Verlautbarungen der neuen Regierung ) wur-
den als rhetorische Deklamationen abgetan, 
die doch nur verschleiern sollten, daß erneut 
eine fortschrittliche Regierung von den (kon-
servativen) Militärs im höheren Auftrag der 
konservativen herrschenden Klassen besei-
tigt worden war. War diese Einschätzung la-
teinamerikanischer Militärputsche schon in 
früheren Fällen gelegentlich zumindest ober-
flächlich gewesen2), so erwies sie sich im 
Falle Perus 1968 als grundsätzlich falsch. Die 
erklärte Absicht der Militärs, „die politi-
schen, sozialen, ökonomischen und kulturel-
len Strukturen des Landes zu verändern, eine 
betont nationalistische Politik zu betreiben, 
sowie das Prinzip der Auterität, den Respekt 
vor dem Gesetz, die Beachtung des Rechtes 
wiederherzustellen und die Moral auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens zu gewähr-
leisten" 3), zunächst von der peruanischen 
Oligarchie als wohlklingend, aber unreali-
stisch und deshalb ungefährlich belächelt, er-
wies sich schon sehr bald als ernst zu neh-
mende Regierungserklärung — zumal, nach-
dem deutlich geworden war, was die neue Re-
gierung unter „Veränderung der politischen, 
sozialen, ökonomischen und kulturellen 
Strukturen“ verstand: Agrarreform, Verände-
rung des gesamten Wirtschaftssystems4), na-

1) „Manifiesto" und „Estatuto del Gobierno Revo- 
lucionario de la Fuerza Armada", beide veröffent-
licht im offiziellen Mitteilungsblatt der peruani-
schen Regierung, El Peruano, vom 4. 10. 1968.
2) So — um nur einige Beispiele zu nennen — bei 
der Machtübernahme durch Gualberto Villarroel 
1943 in Bolivien oder 1972 durch Guillermo Rodri-
guez in Ecuador.
3) Aus dem Manifiesto del Gobierno Revoluciona- 
rio de la Fuerza Armada, a. a. O.
4) Beides unter Beteiligung (participacin) und zu-
gunsten der breiten — bislang marginalisierten — 
Massen der Bevölkerung.

5) Belaünde konnte sich im Parlament nur auf eine 
Minderheit von etwa einem Drittel der Abgeordne-
ten und Senatoren stützen. Nach der Spaltung sei-
ner eigenen Partei (Accion Populär) war seine 
parlamentarische Gefolgschaft noch weiter zurück-
gegangen.

tionalistische Rohstoffpolitik, neutrale (nicht 
notwendigerweise neutralistische!) Außenpo-
litik.
Das neue Regime hob sich damit von der ge-
stürzten Regierung Belaünde deutlich ab, die 
keineswegs so fortschrittlich war, wie sie vor 
allem die europäische Presse nach Belaündes 
Wahlsieg 1963 dargestellt hatte. Zudem hat-
ten ein halbes Dutzend Regierungskrisen in-
nerhalb der beiden letzten Jahre5), eine Wel-
le von Finanzskandalen und schließlich die 
von den meisten politisch Interessierten in 
Peru als Unterwerfung unter das Diktat der 
International Petroleum Company (Tochterge-
sellschaft der Standard Oil of New Jersey) 
gewertete Übereinkunft über die Olkonzessio- 
nen vor der peruanischen Nordküste (La Brea 
y Parinas) die Regierung Belaünde in einer 
Weise diskreditiert, daß der Übernahme der 
Macht durch die Streitkräfte faktisch keiner-
lei Widerstand entgegengesetzt wurde. Die 
Mehrheit der Bevölkerung — ohnehin desillu-
sioniert von der Diskrepanz zwischen Ver-
sprechungen und tatsächlichen Leistungen 
der Regierung Belaünde — stand der Macht-
übernahme durch die Militärs gleichgültig ge-
genüber. Von Teilen der Mittelschicht wurde 
die Entscheidung der Militärs sogar begrüßt, 
erwartete man doch zumindest, daß es der 
neuen Regierung gelingen würde, Ordnung in 
die chaotische innenpolitische Situation zu 
bringen und die zu einem öffentlichen Skan-
dal ausgewucherte Korruption einzudämmen. 
Bei der Machtübernahme wies Peru alle 
Merkmale eines typischen Entwicklungslan-
des auf:
— Der landwirtschaftliche Besitz war in der 
Hand weniger Familien konzentriert. Nur 
0,4 °/o der Eigentümer verfügten über 74 °/o, 
89% der Eigentümer über weniger als 10% 



der landwirtschaftlichen Nutzfläche6). Die 
Landarbeiterschaft in den Latifundien wurde 
in rücksichtsloser Weise ausgebeutet. Ver-
pachtung und Unterverpachtung von Land ge-
gen Abtretung eines Teils der Ernte und Ar-
beitsverpflichtung auf dem „Hauptgut" waren 
an der Tagesordnung. Die Bauernaufstände 
und die anschließende Guerilla (bis 1965) hat-
ten nur geringfügige Verbesserungen ge-
bracht7). Der Versuch einer Agrarreform un-
ter der Regierung Belaünde war — nicht zu-
letzt aufgrund des Widerstandes der sich als 
sozialdemokratisch verstehenden, aber weit 
nach rechts abgerutschten APRA Haya de la 
Torres — in den Ansätzen stecken geblie-
ben 8 ).

6) Vgl. A. Quijano, Die Agrarreform in Peru, in: 
E. Feder, Gewalt und Ausbeutung. Lateinamerikas 
Landwirtschaft, Hamburg 1973, S. 421; Ch. Roberts, 
Der Zusammenhang zwischen Bodenreform und 
wirtschaftlicher Entwicklung: Der Fall Peru, Berlin- 
München 1974, S. 18. Malpica zeigt auf, daß die 
erste Ziffer mit 0,4 °/o der Eigentümer eher noch 
überhöht ist, da die Statistiken die Zahl der land-
wirtschaftlichen Betriebe zugrunde legen und da-
bei Eigentümer von mehr als einem Betrieb mehr-
fach gezählt sind. Siehe C. Malpica, Los Duenos del 
Peru, Lima 19735, S. 76 ff.
7) Von der umfangreichen Literatur zu diesem 
Thema seien nur einige Titel genannt: H. Blanco, 
Tierra o Muerte. Las Luchas Campesinas en el 
Peru, Mexiko 1972; H. Neira, Los Andes Tierra 
o Muerte, Lima 1968; V. Villanueva, Hugo Blanco 
y la Rebelion Campesina, Lima 1967.
8) Die 1924 von Haya im Exil in Mexiko und 1930 
in Peru gegründete Alianza Populär Revolucionaria 
Americana hatte sich zunächst als „linke Alterna-
tive" verstanden, war aber auf der Suche nach

jedweder Koalition, die den Zugang zur Macht er-
möglicht hätte, schließlich 1963 sogar mit dem 
Ex-Diktator Odria (1948—1956) eine Koalition ein-
gegangen. Die APRA, die sich finanziell und als 
Wählerreservoir auf die großen Zuckerhazienden 
an der Nordküste Perus stützte, wollte diese als 
„agro-industrielle Komplexe" aus der Agrarreform 
ausschließen und verhinderte damit faktisch eine 
Reform, die sie seit 1930 selbst immer wieder gefor-
dert hatte. Siehe P. Klaren, La Formacion de las 
Haciendas Azucareras y los Origenes del ARPA, 
Lima 1970, und V. Villanueva, El ARPA en Busca 
del Poder, Lima 1975.
9) Vgl. C. Malpica, Los Duenos del Peru, a. a. O., 
S. 160 ff.
10) P. Schenkel, La Estructura de Poder de los 
Medios de Comunicaciön en Cino Pases Latino- 
americanos, Santiago de Chile 1973, S. 77 ff.

— Die industrielle Produktion des Landes 
wurde weitgehend von ausländischen Unter-
nehmen kontrolliert. Bergbau (drei US-Unter-
nehmen kontrollierten 85 °/o der Mineralförde-
rung), Petroleumförderung (ein US-Unterneh-
men kontrollierte 75 °/o der Petroleumförde-
rung) und seit Beginn der sechziger Jahre 
auch die Fischereiindustrie befanden sich na-

hezu ausschließlich in ausländischer Hand9). 
— Die Massenmedien wurden von weniger 
als zehn Familienclans kontrolliert, die alle-
samt auch über Interessen im Agrar- und In-
dustriebereich verfügten und darüber hinaus 
mit ausländischen Interessengruppen liiert 
waren 10 ).
— Die „repräsentative Demokratie", die Peru 
seiner Verfassung nach darstellt, hatte nie 
mit den Realitäten übereingestimmt. Der Aus-
schluß der Analphabeten vom Wahlrecht und 
die Einschreibungspflicht ins Wahlregister 
(die von den Behörden bei unliebsamen Be-
werbern oft verweigert oder verzögert wurde) 
hatten noch 1963 (bei den letzten Wahlen) 
dazu geführt, daß nur ca. 2 Millionen Perso-
nen das Wahlrecht besaßen (bei knapp 6 Mil-
lionen Menschen im Alter von über 21 Jah-
ren). Die starken Abhängigkeiten im Agrarbe-
reich (bei Gegenstimmen gegen den „offiziel-
len Kandidaten" mußte mit Sanktionen der 
Großgrundbesitzer gerechnet werden), aber 
auch im industriellen Sektor, machten die 
„Freiheit der Wahlentscheidung" zur Farce.

II. Die Politik der „Revolutionsregierung der Streitkräfte" — 
Strukturreformen in allen Bereichen

Um die Erklärungen des Manifestes der Streit-
kräfte zu erfüllen und einen „peruanischen 
Sozialismus" — unabhängig und verschieden 
von Kapitalismus und Kommunismus — zu 
schaffen, mußten zunächst die bestehenden 
oligarchischen Strukturen aufgebrochen und 
die starke Abhängigkeit von ausländischen 
Interessen abgebaut werden, um dann eine 

Politik zugunsten der benachteiligten Massen 
und mit deren aktiver Beteiligung betreiben 
zu können. Dieses Endziel ist sicher auch 
heute — mehr als sieben Jahre nach dem Be-
ginn der Revolution — erst in bescheidenen 
Ansätzen erreicht.
Zunächst schaffte das Revolutionsstatut alle 
Wahlen ab und verurteilte damit die Metho-
den der klassischen politischen Manipulation 
zur Wirkungslosigkeit. Die Streitkräfte mach-
ten deutlich, daß sie an der Macht zu bleiben 



gedächten, bis die Transformation des Staates 
abgeschlossen sei; entgegen ott geäußerter 
Meinungen schlossen sie jedoch die Beteili-
gung zivilen Personals an der Regierung nur 
für das Amt des Präsidenten und die als ober-
stes Regierungsorgan fungierende Junta Re- 
voluci 11onaria aus ). Im folgenden sollen die 
Ansätze zur Veränderung der ökonomischen 
und sozialen Strukturen kurz zusammenhän-
gend dargestellt und im Anschluß daran das 
Problem der politischen Verankerung des 
neuen Systems diskutiert werden. Die Be-
schreibung dieser Reformmaßnahmen machen 
den Unterschied zwischen der peruanischen 
Militärregierung (die nicht zu Unrecht als lin-
ke Militärregierung beschrieben worden ist) 
und den Regierungen z. B. Brasiliens, Chiles 
oder Paraguays deutlich, die allesamt zum 
„klassischen Typ lateinamerikanischer Mili-
tärdiktaturen" gerechnet werden müssen, bei 
denen „Reformen" vor allem auf Erhaltung 
oder Wiederherstellung des Status quo hin-
auslaufen.

1. Agrarreform

Die peruanische Agrarreform von 1969 muß 
als eine der radikalsten Reformen angesehen 
werden, die bis heute in Lateinamerika durch-
geführt worden sind12). Grundmotto der Re-
form war das Ziel, demjenigen das Eigentum 
an Land zu übertragen, der es bearbeitet13 ). 
Gleichzeitig wurde das Konzept des Staatsei-
gentums als kommunistisches Modell ebenso 
abgelehnt wie das Konzept des individuellen 
Eigentums als kapitalistisches Modell. Diese 
letzte Alternative war durch die starken Pro-
duktionseinbußen, die die entsprechenden Re-
formen in Bolivien nach 1953 und Chile seit 
1964 verursacht hatten, diskreditiert. Deswe-
gen sollten — soweit wie möglich — beste-
hende Produktionseinheiten erhalten und in 
Form assoziativer Unternehmen im Eigentum 
aller Mitglieder weitergeführt werden. An-
ders als bei den schüchternen Reformversu-
chen nach 1956 — Regierung Prado, Militär-
regierung unter General Godoy 1962/63 nach 
den annullierten Wahlen von 1962 und schließ-

11) Bestehend aus den Oberkommandierenden der 
drei Waffengattungen, die gleichzeitig Heeres-, 
Marine- und Luftwaffenminister sind. Der Heeres-
minister übt in Personalunion das Amt des Premier-
ministers aus. Die Junta Revolucionaria wählt ein-
stimmig den Präsidenten der Republik, „Estatuto 
. . a. a. O., Art. 3 und 4.
12) Vergleichbar sind nur die Reformen in Kuba — 
abgesehen vom grundverschiedenen politischen An-
satz — und die Boliviens von 1953.
13) „La Tierra para Quien la Trabaja'.

14) 150 ha an der Küste, 30—35 ha im Hochland 
und im Urwaldgebiet.
15) Ley de Reforma Agraria, No. 17716, ergänzt 
durch die Neuregelung des Wasserrechts, D. L. 
17752 „Codigo del Agua", das das Eigentum am 
Wasser auf den Staat überträgt und damit die bis-
lang übliche Diskriminierung der Kleinen durch die 
Großen aufhebt.
16) 47 % der ökonomisch-aktiven Bevölkerung sind 
in der Landwirtschaft beschäftigt, die aber nur ca. 
12% zum Bruttosozialprodukt beiträgt (Zahlen aus 
1974). S. Banco Continental, Peru en Cifras 75.
17) Für eine ausführliche Darstellung des Entschädi- 
gungsverfahrens s. Ch. Roberts, Der Zusammen-
hang zwischen Bodenreform und wirtschaftlicher 
Entwicklung: Der Fall Peru, a. a. O., S. 117 ff.
18) Allein die Hacienda Casa Grande der stark mit 
ausländischen Interessen verbundenen Familie 
Gildemeister umfaßte mehr als 20 000 ha. Vgl. C. 
Malpica, Los Duenos del Peru, a. a. O., S. 76 ff.

lieh Regierung Belaünde, die zwar ein Agrar-
reformgesetz erließ, aber wenig Anstalten ge-
macht hatte, es auch durchzuführen — sollten 
keine Ausnahmeregelungen Gültigkeit haben, 
d. h. auch die sogenannten „agro-industriellen 
Komplexe" (Zuckerrohranbau) der Nordküste 
sollten betroffen sein. Für kleinere und mitt-
lere Landbetriebe sollten lediglich Höchst-
grenzen festgesetzt werden, die je nach Lage 
und Produktionsbedingungen (regelmäßige, 
unregelmäßige, fehlende Bewässerung, Wei-
deland etc.) unterschiedlich waren14 ). Die 
ungeheuere Bedeutung dieser Reform 15)  wird 
durch die Tatsache ve
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rdeutlicht, daß mehr als 
die Hälfte der peruanischen Bevölkerung auf 
dem Lande lebt und von der Landwirtschaft 
abhängig ist ).

Aller Agrarbesitz oberhalb der festgelegten 
Höchstgrenzen wurde enteignet, die Entschä-
digung neben einer geringfügigen Baraus-
schüttung in Staatspapieren geleistet, die mit 
6 °/o, 5 °/o oder 4 0/0 (je nach Gesamtsumme) 
verzinst und in 30, 25 oder 20 Jahren amorti-
siert werden. Lediglich der Viehbestand wurde 
in bar abgegolten. Bei der Bewertung des ent-
eigneten Landes wurde auch die Selbstein-
schätzung der ehemaligen Eigentümer für 
Steuerzwecke herangezogen, so daß Steuer-
hinterziehung durch Unterbewertung durch 
niedrigere Entschädigungen bestraft wur-
de 17 ). Die Agrarreform wurde phasenweise in 
den 13 Agrarzonen des Landes durchgeführt, 
da für eine kurzfristige Verwirklichung we-
der ausreichend Mittel im Staatshaushalt be-
reitstanden noch genügend Personal der 
Agrarreformbehörde vorhanden war. Dabei 
wurden zunächst die agrarindustriellen Kom-
plexe im nördlichen Küstenstreifen betroffen 18 ). 
Die Gesamtplanung ging von 10 Millionen ha 
zu enteignenden Landes aus, die — in ver-



schiedenen Eigentumsformen — an rund 
340 000 bäuerliche Familien verteilt werden 
sollten. Der Verteilungsprozeß sollte bis De-
zember 1975 abgeschlossen sein; dieses Da-
tum mußte aber um ein weiteres Jahr ver-
schoben werden. Bislang deutet alles darauf 
hin, daß auch bis zu diesem Termin die Pla-
nung nicht voll eingehalten werden kann, da 
die ursprüngliche Schätzung des zur Verfü-
gung stehenden Landes mangels zuverlässiger 
Unterlagen wohl zu hoch ausgefallen war. 
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Bis 
März 1975 waren 6,7 Millionen ha enteignet, 
von denen 5,3 Millionen ha bereits an die 
neuen Eigentümer zugeteilt worden waren ). 
Davon wurden 86 °/o assoziativen Unterneh-
men, der Rest Einzelfamilien (2,5 °/o) und Klein-
gruppen ländlicher Produzenten (ll,5°/o) 
übergeben. Eine individuelle Zuteilung erfolg-
te nur dort, wo aus geographischen Gründen 
die Schaffung größerer und damit leistungsfä-
higerer Produktionseinheiten nicht möglich 
war. Die wichtigsten assoziativen Produkti-
onsformen sind agrarische Produktionsgenos-
senschaften (Cooperativas Agrarias de Pro- 
ducciön — CAP's), gemeinwirtschaftliche 
Agrargesellschaften (Sociedades Agricolas de 
Interes Social — SAIS) und Landgemeinden 
(Comunidades Campesinas).
Zu Beginn der Agrarreform war der Schaf-
fung von Produktionsgenossenschaften höch-
ste Priorität eingeräumt worden. Die Um-
wandlung der zehn großen Zuckerhazienden 
an der Nordküste in Produktionsgenossen-
schaften hatte die ökonomische Lage der frü-
heren Arbeitskräfte und jetzigen Eigentümer 
in geradezu dramatischer Weise verbessert. 
Die Durchführung war problemlos gewesen, 
da lediglich die Unternehmensform bereits 
bestehender leistungsfähiger Großbetriebe 
verändert werden mußte. Trotz der Rückzah-
lungsverpfli 20chtung der Agrarschuld )  konn-
ten einige dieser Unternehmen jährliche Ge-
winnüberschüsse auszahlen, die dem vollen 
Jahresgehalt eines Landarbeiters entsprachen. 
Politisch erwies sich diese Maßnahme jedoch 
als folgenschwerer Fehlschlag. Die Genossen-
schaftsmitglieder verwandelten sich in eine 
neue privilegierte Schicht, deren Einkommen 
einem Mehrfachen des durchschnittlichen

Einkommens auf dem Land entsprach. Außer-
dem lehnten sie die Zulassung neuer Mitglie-
der ab, um ihren Gewinnanteil nicht zu 
schmälern. Deswegen mußte immer stärker 
auf Gelegenheitsarbeiter zurückgegriffen wer-
den, die nunmehr von den neuen Eigentümern 
ebenso ausgebeutet wurden wie früher von 
den Großgrundbesitzern. Wenn auch die Re-
gierung inzwischen durch vorsichtigen Druck 
in vielen Fällen die Aufnahme zusätzlicher 
Mitglieder erreichen konnte, so bleibt das 
Grundproblem ungelöst: eine sehr kleine 
Minderheit von Bauern ist auf Kosten der 
großen Mehrheit privilegiert21). Diese Fehl-
entwicklung hat wohl dazu beigetragen, daß 
in der späteren Entwicklung den gemeinwirt-
schaftlichen Agrargesellschaften Präferenz 
eingeräumt worden ist, da so ein Teil des an-
gedeuteten Problems vermieden wird. Eine 
gewisse Kontrolle der Produktionsgenossen-
schaften hat sich die Regierung vorbehalten. 
Bis zur endgültigen Bezahlung der Agrar-
schuld (ca. 25 Jahre) muß der Geschäftsführer 
von der Regierung bestätigt werden — Auf-
sichtsrat und Verwaltungsrat werden hinge-
gen von allen Mitgliedern in geheimer Wahl 
gewählt.

19) Diese und die folgenden Zahlenangaben aus 
A. Chirinos, La Reforma Agraria Peruana, in: 
Nueva Sociedad 21, Nov.-Dic. de 1975, S. 51 f., 
berechnet aus verschiedenen Veröffentlichungen 
des Agrarministeriums und der Agrarreformbe-
hörde.
20) Die vom Staat vorfinanzierte Entschädigung an 
die Voreigentümer muß von den Empfängern voll 
zurückgezahlt werden.

21) Für eine Studie der „Verteilungsleistung“ der 
„peruanischen Revolution" vgl. R. Webb und 
A. Figueroa, Distribucion del Ingreso en el Peru, 
Lima 1975.
22) Vgl. H. Castro Pozo, Del Ayllu al Cooperati- 
vismo Socialista, Lima 19692, u. auch U. P. Ritter, 
Dorfgemeinschaften und Genossenschaften in Peru, 
Göttingen 1966.

Neben den Genossenschaften sind die Land-
gemeinden (Comunidades Campesinas), an-
knüpfend an eine vor-inkaische peruanische 
Tradition22 ), besonders gefördert worden. 
Das Gemeindeland war in der Vergangenheit 
gemeinsam bewirtschaftet worden; aber im 
Laufe der Zeit war es in vielen Fällen von 
einigen dominierenden Familien in Beschlag 
genommen und sogar — widerrechtlich — 
verkauft oder verpachtet worden. Die Agrar-
reform hatte sich die Wiederherstellung des 
Gemeindeeigentums und die Vergrößerung 
der Anbauflächen (durch Zuteilung enteig-
neten oder Rückgabe widerrechtlich ver-
äußerten Landes) zum Ziel gesetzt, um auch 
aus den Landgemeinden leistungsfähige Ein-
heiten zu machen. Rund 9 Prozent des zuge-
teilten Landes gingen an die Landgemeinden. 
Da diese Größenordnungen noch immer nicht 
ausreichten, um die Lebensbedingungen der 
Gemeindemitglieder entscheidend zu verbes-
sern, wurde gleichzeitig ein Programm zur Um-
wandlung der Gemeinden in Gemeinde-Unter-



nehmen (Empresas Comunales) in die Wege 
geleitet. Auf diese Weise sollten durch Er-
richtung kleiner Verarbeitungsindustrien (Kä-
sereien, Fischverarbeitung, Konservenherstel-
lung und wenn möglich auch kleine Bergbau-
betriebe) neue Arbeitsplätze in den Gemein-
den selbst geschaffen werden. Mangels ausrei-
chender Geldmittel und wegen der schlechten 
Ausbildungsverhältnisse auf dem Land sind 
diese Programme bisher nur in geringem Um-
fang erfolgreich gewesen. Eines der Ziele die-
ser Maßnahmen, die Vermeidung der Land-
flucht, ist deswegen noch immer unerreicht.
Ein eigenständiges peruanisches Modell des 
landwirtschaftlichen Unternehmensverbundes 
stellen die gemeinwirtschaftlichen Agrarge-
sellschaften (SAIS) dar. SAIS wurden vor al-
lem im Hochland gegründet23 ). Im Regelfall 
stellt eine im Rahmen der Agrarreform ent-
eignete Viehzuchthazienda die Zentrale der 
SAIS dar, der die umliegenden Landgemein-
den zugeordnet werden24 ). Die Überschüsse 
der — nun als Genossenschaft geführten — 
Zentrale werden dann nach einem festgeleg-
ten Schlüssel, der eigene Ressourcen und den 
gegenwärtigen Entwicklungsstand der Ge-
meinden berücksichtigt, für die Entwicklung 
der gesamten SAIS eingesetzt. Die zentrale 
Genossenschaft stellt die notwendige techni-
sche Hilfe zur Verfügung und wickelt auch 
die Finanzierung ab. Entscheidungen werden 
von einer Versammlung getroffen, in die jede 
Gemeinde und die zentrale Genossenschaft je-
weils zwei Vertreter entsenden. Auch im Fal-
le der SAIS hat sich die Regierung bis zur 
Tilgung der Agrarschuld die Bestätigung des 
Geschäftsführers vorbehalten. Der Erfolg der 
SAIS beruht offenbar vor allem auf der Lei-
stungsfähigkeit der zentralen Kooperativen. 
So ist auch die Entwicklung in den einzelnen 
SAIS bisher sehr unterschiedlich verlaufen. 
Einigen blühenden Unternehmen stehen ande-
re gegenüber, die am Rande des Existenzmi-
nimums vegetieren — und z. Z. nur durch 
Stundung der Agrarschuld am Leben erhalten 
werden können.

23) Vql. A. Chirinos, La Reforma Agraria Peruana, 
a. a. O., S. 51.
24) So z. B. im Falle der größten SAIS Tupac Amarü
No. I, Ltda., die auf der enteigneten Viehzuchtha-
zienda der früheren Cerro de Pasco Corporation
aufgebaut ist.

Als übergreifende Maßnahme wurden inte-
grale ländliche Entwicklungsprogramme 
(Proyectos Integrales de Asentamiento Rural 
— PIAR) entwickelt, die die Gesamtentwick-
lung mehrerer agrarischer Unternehmen unter 

Einbeziehung des Kleinbesitzes in einer Re-
gion steuern und vor allem die notwendigen 
Infrastrukturverbesserungen (Straßen, Was-
serversorgung, Gesundheitswesen, Elektrizi-
tät) koordinieren sollen.

Zusammenfassend kann die peruanische 
Agrarreform folgendermaßen gekennzeichnet 
werden: Der agrarische Großgrundbesitz in 
Peru ist verschwunden (und damit die politi-
sche Macht der Oligarchie auf dem Land ge-
brochen), die Zersplitterung des Landes wur-
de vermieden, leistungsfähige Produktionsein-
heiten erhalten. Die Agrarproduktion hat — 
nach Angaben des Wirtschaftsministers — 
unter der Reform nicht gelitten, allerdings 
auch nicht die zunächst erwarteten Forschrit- 
te gebracht25 ). Die Produktionssteigerungen 
betrugen 1972 0,8%, 1973 2,4 %, 1974 2,3% 
und 1975 1,0%. An diesen relativ geringen 
Steigerungen waren die schlechte Witterung 
(1972) und eine verfehlte Subventionspolitik 
mitschuldig, da den einheimischen Produzen-
ten seit 1973 durch zu niedrig festgesetzte 
Höchstpreise der Produktionsanreiz genom-
men worden war. Diese Politik wurde erst 
Mitte 1975 korrigiert, so daß für 1976 mit 
einer nennenswerten höheren Steigerung ge-
rechn 26et wird ).
Trotz dieser relativen Erfolgsbilanz bleiben 
im Agrarsektor eine Reihe von ungelösten 
Problemen bestehen, die in Zukunft sehr ex-
plosiv werden könnten. Die Agrarreform be-
trifft nur 10 Millionen ha (von insgesamt 
23 Millionen) und kommt höchstens 340 000 
Familien zugute27 ). Insgesamt gibt es aber 
1,2 Millionen (andere Schätzungen sprechen 
von 1,4 Millionen) ländliche Familien. Davon 
bewirtschaften 170 000 Ländereien, die zum 
Lebensunterhalt ausreichen. Die übrigen min-
destens 690 000 Familien (200 000 Arbeitskräf-
te auf Privatbesitz, 240 000 Minifundisten, 
250 000 ländliche Bauern) leben nach wie vor 
in kaum vorstellbarem Elend. Ihre Situation 
könnte nur durch Industrialisierungsmaßnah-
men auf dem Land oder Kolonisierungspro-
jekte im noch wenig erschlossenen Amazo-
nasgebiet erfolgen — beides nur langfristig er-

25) Nadi den negativen Erfahrungen Boliviens und 
Chiles hätte ein anfänglicher Rückgang durchaus 
keine Überraschung bedeutet. Für die Angaben 
s. „Barua Expuso que Sector Externo Ha Sufrido 
el Impacto de la Crisis Internacional", in: La Prensa 
vom 13. 1. 1974.
26)  Die Importsubventionen für Nahrungsmittel 
wurden weitgehend abgeschafft und statt dessen 
Düngemittel subventioniert; ebenda.
27) Zahlen aus A. Chirinos, La Reforma Agraria 
Peruana, a. a. O., S. 53.



reichbare und hohe Investitionen erfordernde 
Alternativen. Trotz einer im ganzen sicher 
außerordentlich erfolgreichen Agrarreform 
entsteht hier eine explosive Situation, die in 
Zukunft der Regierung noch viel Kopfzerbre-
chen bereiten wird. Von Skeptikern wird zu-
dem darauf hingewiesen, daß eine akute Ge-
fahr der Dekapitalisierung der agrarischen 
Betriebe besteht, da die neuen Besitzer mehr 
an direkter Ausschüttung als an neuen Inve-
stitionen interessiert sind und de
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shalb nur 
das gesetzlich vorgeschriebene Minimum an 
Reinvestitionen erfolgt ).

2. Industriereform

Auch der peruanische Industriesektor hat seit 
1968 eine tiefgreifende Umstrukturierung er-
fahren. Neben der Aufteilung in vier unter-
schiedlich strukturierte Produktionssektoren 
ist auf allen Ebenen versucht worden, auf ge-
setzlichem Wege Mitbestimmungs- und Mitei-
gentumsmodelle einzuführen. Endziel soll die 
Schaffung eines pluralistischen Wirtschafts-
systems mit voller Partizipation aller sein298). 
Vorgesehen sind vier Wirtschaftssektoren:

28) Eine Fallstudie dazu in: D. Bayer, Cinco Anos de 
Reforma Agraria en el Peru — El Problema del 
Minifundio y la Descapitalizacion del Campesinado 
— Universidad Nacional Agraria La Molina, mi- 
meografiert, Lima 1974.
29) Pluralismo economico con participacin plena.

30) Decreto Ley No. 21435, veröffentlicht in: El 
Peruano vom 25. 2. 1976. Anstelle der Beteiligung 
an Eigentum und Entscheidung ist in diesem Sektor 
eine direkte Beteiligung am Unternehmenserfolg 
(Ausschüttung von 33 0/0 des Nettogewinnes an die 
Arbeitnehmer) vorgesehen.
31) Die Schätzungen — offene und versteckte Ar-
beitslosigkeit sowie Unterbeschäftigung (anteilig) 
eingeschlossen — liegen zwischen 35 und 48 °/o der 
arbeitsfähigen Bevölkerung.
S2) Da an dieser Stelle nur eine skizzenhafte Über-
sicht gegeben werden kann, sei auf die ersten 
deutschsprachigen Veröffentlichungen zu diesem 
Themenkomplex verwiesen: M. Minkner, Comuni-
dad Industrial — Versuch einer neuen Struktur und 
Kontrolle des Eigentums in der peruanischen Indu-
strie, in: Verfassung und Recht in Übersee, 4. Heft 
1974, S. 385 ff. (deren uneingeschränkt negative 
Beurteilung der Verfasser jedoch nicht teilt), und 
M. Minkner, Propiedad Social — Das peruanische 
Modell der Arbeiterselbstverwaltung, in: Verfas-
sung und Recht in Übersee, 2. Heft 1975, S. 145 ff.
33) Mangels passender deutscher Übersetzung — 
etwa: die Gesamtheit aller abhängigen Vollzeitbe-
schäftigten in einem Unternehmen — soll die spa-
nischsprachige Bezeichnung weiterverwandt wer-
den. Gesetzesgrundlage sind: Decreto Ley 18 350, 
D. L. 19 262 sowie eine Serie von Zusatzbestimmun-
gen, ausführlich dokumentiert in M. Minkner, 
a. a. O., S. 387. Eine noch nicht verabschiedete Ge-
setzesnovelle sieht vor, auch die Teilzeitbeschäftig-
ten in die Regelungen der Comunidad Industrial 
einzubeziehen.

1. Der staatliche Sektor, dem alle Grundindu-
strien, die strategisch wichtigen Unternehmen 
und diejenigen, die wegen ihrer überragenden 
Bedeutung für die wirtschaftliche Entwick-
lung nicht privaten Gewinninteressen über-
lassen werden können, zugeordnet sind. Dazu 
gehören Rüstungsindustrie, Post- und Fern-
meldewesen, Wasser- und Elektrizitätsversor-
gung, alle Grundstoffindustrien — insbeson-
dere die Großunternehmen des extraktiven 
Sektors (Bergbau, Erdölförderung) —, die 
Fischereiindustrie (wegen ihrer großen Be-
deutung für den Export) sowie die Vermark-
tung von Mineralien, Grundnahrungsmitteln 
und sonstigen landwirtschaftlichen Produkten, 
soweit sie für den Export bestimmt sind.
2. Der Sektor der reformierten Privatindu-
strie, zu dem vor allem die verarbeitende In-
dustrie und die Bauwirtschaft gehören.
3. Der Sektor des Sozialeigentums, ein peru-
anisches Experiment der Arbeiterselbstver-
waltung, bei dem jugoslawische Erfahrungen, 
aber auch Erfahrungen der skandinavischen 
Länder (Norwegen und Schweden) und ein in 
Spanien durchgeführtes Projekt Pate gestan-

den haben. Nach den Erklärungen der perua-
nischen Regierung soll dieser Sektor in (aller-
dings nicht genau definierter) Zukunft der 
bevorzugte Wirtschaftssektor werden.
4. Der Sektor der Kleinindustrie und des 
Handwerks (unter Einschluß der kunstge-
werblichen Betriebe), der lange Zeit Stiefkind 
der staatlichen Aufmerksamkeit war, aber 
seit Februar 1976 durch den Erlaß eines spe-
ziellen Gesetzes besondere Förderung erfah-
ren soll ). Dabei spielt vor allem die Tatsa-
che eine große Rolle, daß ein Abbau der noch 
immer enorm hohen Arbeitslosigkeit im Be-
reich der Kleinindustrie noch am leichtesten 
zu verwirklichen scheint ).
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Die reformierte Privatindustrie und der Sek-
tor des Sozialeigentums stellen neben der 
z. Z. dominierenden Stellung der staatlich be-
triebenen Unternehmen im industriellen Be-
reich die wesentlichen Kernpunkte des peru-
anischen Entwicklungsmodells als drittem 
Weg zwischen Kapitalismus und Kommunis-
mus dar und sollen im folgenden kurz skiz-
ziert werden 32 ):
Durch die Schaffung der Comunidad Indu-
s 33trial )  soll im Bereich der verarbeitenden 
Industrie die Mitbestimmung der Arbeitneh-
mer und ihre Beteiligung am Eigentum des 
Unternehmens sukzessiv verwirklicht werden. 



Betroffen sind alle Industrieunternehmen mit 
mehr als sechs Beschäftigten oder mehr als 
einer Million Soles (entspricht z. Z. rund 
60 000 DM) Bruttoeinnahmen pro Jahr. Ähnli-
che Regelungen gelten — mit geringfügigen 
Abweichungen — auch für die nichtstaatli-
chen Unternehme 34n )  im Bereich des Berg-
baus, des Fischereiwesens und der Telekom-
munikation.
Die Comunidad Industrial eines jeden Unter-
nehmens ist — nach Anerkennung durch das 
Industrieministerium — eine juristische Per-
son des privaten Rechts, die kontinuierlich 
Eigentum am Unternehmen durch jährliche 
Zuteilung von 15 °/o des steuerpflichtigen Net-
togewinns zur umgehenden steuerfreien Re-
investition im Unternehmen erwirbt. Ist eine 
Reinvestition nicht möglich, erwirbt die Co-
munidad Industrial mit diesem Anteil Beteili-
gungen am bestehenden Grundkapital des Un-
ternehmens. Dieses Verfahren wird solange 
fortgesetzt, bis die Comunidad Industrial — 
und damit die Gesamtheit der Arbeitnehmer 
— einen 5O°/oigen Anteil am Unternehmen er-
reicht hat. Von diesem Zeitpunkt ah werden 
von der Comunidad Industrial Aktien ausge-
geben, so daß die Arbeitnehmer nun auch in-
dividuell am Gewinn des Unternehmens — 
über die auf die Aktie entfallende Dividende 
— beteiligt sind. Um das Interesse der Arbeit-
nehmer am Erfolg des Unternehmens auch 
vor Erreichen der 5O°/oigen Beteiligung zu er-
höhen, werden zusätzlich zu den 15°/o des 
Nettogewinnes, die auf die Comunidad Indu-
strial übertragen werden, 10 °/o direkt an die 
Arbeitnehmer ausgeschüttet — davon 50 % 
zu gleichen Teilen und 5O°/o proportional 
zum Grundlohn oder Gehalt. Mit zunehmen-
der Beteiligung am Eigentum erweitert sich 
auch die Beteiligung der Arbeitnehmer an der 
Unternehmensführung. In allen Unternehmen 
mit anerkannter Comunidad Industrial entsen-
den diese mindestens einen Vertreter in das 
geschäftsführende Gremium. Proportional zum 
Eigentumserwerb steigt die Beteiligung an 
der Geschäftsführung, bis sie 50 °/o erreicht.
Das vorstehend geschilderte Modell, das in 
der Vorstellung seiner Autoren vor allem 
zwei unmittelbare Resultate haben sollte, 
nämlich den Interessenausgleich zwischen Ka-
pital und Arbeit und eine Steigerung der In-

vestitionen in den betroffenen Bereichen354), 
konnte den hochgespannten Erwartungen bis-
lang keineswegs genügen. Einerseits hat die 
Unsicherheit bei den Unternehmern über die 
zukünftige ökonomische und politische Ge-
samtentwicklung die Investitionsbereitschaft 
eher gemindert, andererseits hat das Neben-
einander der Comunidad Industrial mit den 
bereits bestehenden gewerkschaftlichen Orga-
nisationen der Arbeiterschaft zu einer Kon-
kurrenzsituation geführt, die die Comunidad 
Industrial in vielen Fällen gezwungen hat, 
sich nicht als integrierenden Bestandteil des 
Unternehmens, sondern mehr als Interessen-
vertretung der Arbeitnehmer gegen die Un-
ternehmensführung (der sie eigentlich selbst 
angehört) zu verstehen. Der abstrakte Eigen-
tumserwerb am Unternehmen hat zu keiner 
stärkeren Identifikation mit diesem geführt. 
Im Gegenteil: Gerade Unternehmen mit bereits 
stark beteiligten Comunidades sahen sich in 
den beiden letzten Jahren heftigen Streiks 
ausgesetzt (die über Produktions- und Ge-
winneinbußen den Eigentumserwerb der Co-
munidad Industrial verlangsamten).

34) Im staatlichen Bereich findet Eigentumserwerb 
der Arbeitnehmer nicht statt. Es ist lediglich „Ei-
gentumsbildung" über Ausgabe von Wertpapieren
der staatlichen Entwicklungsförderungsgesellschaft 
COFIDE vorgesehen. Die Arbeitnehmer der staat-
lichen Unternehmen entsenden zwei Vertreter in 
die Direktionsgremien.

Außerdem haben sich eine Reihe von schwer-
wiegenden Problemen ergeben, die z. T. durch 
Zusatzgesetze geregelt und in einer Novelle 
zum Gesetz über die Comunidad Industrial 
bereinigt werden sollen (nur in einigen Fäl-
len mit Aussicht auf Erfolg). So sind Mani-
pulationen der Gewinne — zum Schaden der 
Comunidad Industrial — nur schwer zu ver-
hindern; insbesondere ist die Verlagerung von 
Gewinnen auf mit dem Unternehmen verbun-
dene, aber rechtlich selbständige Handelsun-
ternehmen (die nicht der Industriegesetzge-
bung unterworfen sind) kaum kalkulierbar. 
Durch überhöhte Gehälter für das Führungs-
personal kann ebenfalls der Nettogewinn ver-
ringert werden36 ). Wegen der unterschiedli-
chen Rentabilität der Unternehmen wird zu-
dem die angestrebte 50 °/oige Beteiligung der

35)  So war z. B. eine gesteigerte Investitionstätig-
keit der Unternehmer mit dem Ziel, das Erreichen 
der 50 °/oigen Beteiligung der Arbeitnehmer hin-
auszuschieben, erwartet worden. Einen solchen Ef-
fekt hätte die Regierung durchaus begrüßt. Des-
halb wurde wohl auch keine gesetzliche Frist ge-
setzt, bis zu der die 50°/oige Beteiligung erreicht 
sein müßte.
36) Mit dem Maßnahmebündel vom 12. 1. 1976 wur-
de das Höchstgehalt auf 70 000 S/. (etwa 1 600 US$) 
festgesetzt. Darüber hinausgehende Gehaltszah-
lungen müssen von dem Gewinnanteil des Unter-
nehmens nach Abzug des Anteils der Comunidad 
Industrial (75 °/o) getragen werden. S. „Barua 
Expuso ..a. a. O. Dieses Verfahren scheint zwar 
„gerecht", hat aber die Konsequenz, daß die Ab-
wanderung von Spitzenpersonal beschleunigt wird.



Arbeitnehmer mit sehr unterschiedlicher Ge-
schwindigkeit erreicht. Mangels eines Aus-
gleichsmechanismus werden so die Unterschie-
de innerhalb der Industriearbeiterschaft weiter 
vertieft. So war nach Angaben des Industrie-
ministeriums Ende 1973 erst eine durchschnitt-
liche Beteiligung von 5,8 0/0 am Aktienkapital 
der Unternehmen mit Comunidad Industrial 
erreicht37 ). Bei gleichbleibender Entwicklung 
wären rund 40  Jahre erforderlich, um überall 
die 5O°/oige Beteiligung zu erreichen. Auch 
die direkte Ausschüttung von 10 °/o des Ge-
winns zeigt für 1973 eine extrem unterschied- 

■liehe Verteilung: In der kautschukverarbei- 
tenden Industrie, die nur 0,5 °/o der Unterneh-
men und weniger als 1 °/o der Arbeitskräfte 
ausmacht, wurden pro Arbeitnehmer 18 776 S/. 
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ausgeschüttet, in der wesentlich größeren 
grafischen Industrie (8 °/o der Unternehmen 
und 11 % der Arbeitskräfte) dagegen nur 
915 S/. — eine Differenz von 20:1 )!

37) Die Zahlen sind ungewichtet und deswegen we-
gen der besonders hohen Beteiligung vor allem in 
kleinen Unternehmen stark nach oben verschoben.
38) Angaben aus R. Rodriguez, Comunidad Industri-
al. Revolucion y Reforma de la Empresa en el Peru, 
in: E. J. Kerbusch (Hrsg.), Cambios Estructurales 
en el Peru 1968—1975, Lima 1976, S. 35 ff.
39) Die Übersetzung ist — wie zu zeigen sein wird 
— unbefriedigend, deswegen sollen im folgenden 
die spanischsprachigen Bezeichnungen verwandt 
werden.
40) D. L. 20 598 veröffentlicht in El Peruano vom 
2. 5. 1974.
41) Wie sie in den agrarischen Genossenschaften 
und in den Comunidades Industriales noch immer 
vorherrschen.
42) Eine Zielsetzung, die angesichts der Bedeutung 
des staatlichen Sektors und der geringen zur Ver-
fügung stehenden Finanzierungsmittel vorerst als 
utopisch angesehen werden muß.

43) Eine Dokumentation und ausführlichere Dar-
stellung bei M. Minkner, Propiedad Social ... 
a. a. O., S. 146 ff.
44) über die staatliche Entwicklungsgesellschaft 
COFIDE.
45) Im Gegensatz zur Comunidad Industrial, in der 
Teilzeitbeschäftigte ausgeschlossen sind (das soll 
jedoch in einer Gesetzesnovelle geändert werden).

Als originären Beitrag zum Versuch der 
Strukturveränderung über die Reform des 
Produktionssektors muß der Sektor des So-
zialeigentums (Sector de Propiedad Social) 
angesehen werden39 ). Grundlage ist das Ge-
setzesdekret 20598 ). Ziel des Sektors der 
Propiedad Social ist es, einen Wirtschaftssek-
tor zu schaffen, der die G
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ausschaltet )  und unter demokratischer Be-
teiligung aller Mitglieder des Sektors der in-
tegralen ökonomischen Entwicklung des ge-
samten Gesellschaftssystems dient. Da diese 
Unternehmensform als die Verwirklichung 
des Ziels der Revolution, eine „soziale Demo-
kratie der vollständigen Partizipation" zu 
schaffen — zumindest für den Produktionsbe-
reich —, angesehen wird, soll sie in Zukunft 
zum prioritären Sektor der peruanischen 
Wirtschaft ausgebaut werden42 ). Bei der Er-

arbeitung des Gesetzes wurden ausländische 
Erfahrungen zugrunde gelegt, jedoch keines-
wegs — z. B. das jugoslawische Modell der 
Arbeiterselbstverwaltung — kopiert. Außer-
dem wurden Anregungen peruanischer politi-
scher Gruppierungen (Partido Demöcrata Cri-
stiano und Movimiento Social Progresista) 
einbezogen43 ). Wichtigstes Unterscheidungs-
merkmal zu den anderen Wirtschaftssektoren 
ist die Eigentumsregelung: Das Eigentum be-
zieht sich auf den gesamten Sektor, steht der 
Gesamtheit der Arbeitskräfte (einschließlich 
des Managements) dieses Sektors zu und ist 
nicht individuell verfügbar. Der deutsche Be-
griff Sozialeigentum ist deswegen schon auf-
grund der Beschränkung auf die Mitglieder 
des Sektors irreführend. Unternehmen der 
Propiedad Social (im folgenden Empresas de 
Propiedad Social — EPS — genannt) können 
in allen Sektoren, die nicht ausschließlich 
dem Staat vorbehalten, aber im Rahmen der 
staatlichen Planung als prioritär ausgewiesen 
sind, gegründet werden. Die Erstfinanzierung 
einschließlich der Vorstudien erfolgt zunächst 
aus Haushaltsmitteln44 ), die später zurückge-
zahlt werden müssen, über einen zentralen 
Fond (Fondo Nacional de Propiedad Social), 
der aus Gewinnanteilen bestehender EPS, 
Haushaltsmitteln und Anleihen aufgefüllt 
wird, sollen a) schwächere Unternehmen des 
Sektors unterstützt werden bzw. Zusatzinve-
stitionen in solchen Unternehmen, die aus ei-
gener Kraft nicht geleistet werden können, 
ermöglicht und b) neue EPS gegründet wer-
den. Durch diese „eingebaute Dynamik" soll 
die Schaffung von Arbeitsplätzen angeregt 
und eine gleichmäßigere Verteilung des Er-
gebnisses des Gesamtsektors (nicht der Ein-
zelunternehmen) sichergestellt werden. Be-
stehende Unternehmen anderer Rechtsformen 
können ebenfalls in EPS umgewandelt wer-
den, auch agrarische Unternehmen, wie z. B. 
Produktionsgenossenschaften und SAIS. In 
diesen Fällen müssen jedoch die Grundprinzi-
pien der Propiedad Social — inbesondere be-
züglich Eigentumsregelung und Überschuß- 
Verwertung — akzeptiert werden.
Mitglieder der EPS sind alle Beschäftigten 
(Voll- und Teilzeitbeschäftigte45 )) mit grund-
sätzlich gleichen Rechten und Pflichten. Das 



oberste Organ der EPS ist die Generalver-
sammlung (Asamblea General) aller Mitglieder 
— das Entscheidungsgremium das Direktions-
komitee (Comite Directivo). Der Geschäftsfüh-
rer, der das Unternehmen nach außen vertritt, 
wird auf Vorschlag des Direktionskomitees 
von der Generalversammlung (auf unbegrenz-
te Zeit) gewählt und gegebenenfalls abberu-
fen. Jede EPS muß über ein Schiedskomitee 
und ein Erziehungskomitee verfügen. Mitar-
beit an allen Unternehmensentscheidungen 
soll über eine nicht genau definierte Zahl von 
Spezialkomitees erfolgen, die die Geschäfts-
führung in wirtschaftlichen und technischen 
Fragen beraten (und indirekt kontrollieren) 
sollen. Der Sektor der Propiedad Social ist 
von der regionalen Ebene — Unternehmen, 
regionale Zusammenschlüsse — bis zur zen-
tralen Lenkung, dem Sistema Nacional de 
Propiedad Social, dessen Präsident (im Mini-
sterrang) direkt dem Staatspräsidenten unter-
steht, hierarchisch gegliedert.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann über 
den „Erfolg" des neuen Wirtschaftssektors 
noch keine Bewertung erfolgen. Bislang sind 
etwa 35 EPS gegründet und etwa 60 Projekte 
genehmigt worden; rund zehn haben die Pro-
duktion bzw. die Dienstleistungen aufgenom-
men. Nach Angaben der Comisin Nacional 
de Propiedad Social liegen einige hundert An-
träge vor, deren Studium noch nicht abge-
schlossen ist oder noch nicht begonnen hat46 ). 
Aussagen darüber, inwieweit der Sektor der 
Propiedad Social die ökonomischen Probleme 
Perus lösen kann — das heißt in erster Linie 
zur Überwindung der Arbeitslosigkeit und in 
zweiter Linie zur Verwirklichung des Anspru-
ches einer authentischen Beteiligung der Ba-
sis der Bevölkerung an den (in diesem Fall 
betrieblichen) Entscheidungen beizutragen —, 
sind auf der Basis dieses Datenmaterials na-
turgemäß nicht möglich.

46) Stand 31. 12. 1975 — Angaben aus Propiedad 
Social, Beilage zu La Crönica vom 31. 12. 1975.

47) Darauf wird sehr deutlich abgestellt bei M. 
Minkner, Propiedad Social ..., a. a. O., passim.
48) So bei Agrarreform und Reform des privaten 
Unternehmens, siehe oben.

Kritik ist bereits von vielen Seiten vorge-
bracht worden. Zwei Ansätze scheinen inhalt-
lich besonders relevant. Der neue Sektor ist 
in eine im wesentlichen kapitalistisch organi-
sierte — wenn auch in vorsichtiger Umstruk-
turierung befindliche — Produktionsstruktur 
eingebettet und wird deswegen von der Über-
macht des staatlichen Sektors auf der einen 
und des privaten Sektors auf der anderen Sei-
te langfristig erdrückt — oder bis zur Be-
deutungslosigkeit isoliert. Dafür spricht die 
Tatsache, daß die Unternehmen des Sektors 

juristische Personen des sozialen Rechts (de- 
recho social) sind, das aber in Peru überhaupt 
nicht (oder jedenfalls noch nicht) existiert47 ). 
Zum anderen ist die Gesamtstruktur des Sek-
tors sehr stark auf staatlichen Einfluß abge-
stellt (Übermacht staatlicher Stellen in allen 
letztlich entscheidenden Gremien). Beide Kri-
tikpunkte beziehen sich jedoch auf den Ist- 
Zustand und verweisen keinesfalls auf unlös-
bare Probleme. Alle Gesetzesvorhaben der pe-
ruanischen Regierung, die auf gesellschaftli-
che Umstrukturierung zielen, haben faktisch 
bislang Neuland betreten müssen. Ständige 
Anpassungen an die (neuen) Realitäten sind 
dabei eher die Regel als die Ausnahme ge-
wesen48 ). Aus diesem Grunde sollen die ge-
nannten Kritikpunkte als konstruktive Ver-
besserungsvorschläge gesehen und nicht als 
Argument gegen die Einführung des Systems 
benutzt werden. Zweifel sind allerdings an 
der Möglichkeit erlaubt, den Sektor der Pro-
piedad Social in absehbarer Zeit zum prio- 
ritären Sektor der peruanischen Wirtschaft 
zu entwickeln. Die Tendenz scheint zur Zeit 
eher dahin zu gehen, die Funktions- und Lei-
stungsfähigkeit zunächst in den Bereichen zu 
testen, in denen direkte staatliche Interven-
tionen nicht vorgesehen und private Investi-
tionen nicht zu erreichen sind. An einigen 
ausgewählten (größeren) Unternehmen könnte 
dann gleichzeitig versucht werden, die Funk-
tionsfähigkeit der Unternehmensform der Pro-
piedad Social nachzuweisen. Vor diesem 
Nachweis dürften private Mittel nur in ge-
ringem Umfange zur Verfügung stehen. Die 
Flaushaltslage dürfte ein stärkeres Engage-
ment auch kaum zulassen.

3. Kontrolle des Finanzsektors
Eine der Grundlagen der Strukturreformen im 
produktiven Bereich war die Ausweitung des 
staatlichen Einflusses im Finanzierungssektor. 
Dabei ging es nicht nur darum, private Ein-
flüsse im Finanzsystem, die die angestrebten 
Strukturreformen hindern oder zumindest ver-
langsamen könnten, abzubauen, sondern auch 
darum, das weitgehend mit ausländischen In-
teressen verflochtene Bankensystem wieder 
nationaler Kontrolle zu unterstellen. Im Plan 
Inca sind deswegen als Zielsetzung die pro-
gressive Übernahme des Kreditsektors in 
Staatsregie und die Schaffung eines legislati-
ven Systems, das die effektive Kontrolle des 



Staates über die Geld- und Kreditpolitik ge-
währleistet, vorgesehen. Außerdem sollen die 
Entwicklungsbanken gefördert und der eben-
falls weitgehend aus dem Ausland gesteuerte 
Versicherungssektor verstaatlicht werden. 
Zur Konzentrierung der früher zersplitterten 
Zuständigkeit im ökonomischen Bereich wur-
de das Wirtschafts- und Finanzministerium 
durch Zusammenlegung der bislang getrenn-

ten Ressorts geschaffen. Zur Gesamtplanung 
der Entwicklung war bereits 1962 von der In-
terims-Militärregierung ein nationales Pla-
nungsinstitut gegründet worden49 ). Bezeich-
nenderweise war es nun wieder eine Militär-
regierung, die dieses Instrument auch zu nut-
zen gewillt war. Die Aufwertung des I
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NP- 
Chefs durch Verleihung des Kabinettsrangs 
macht das sehr deutlich ).

49)  Nach der annullierten Wahl von 1962, in der 
der APRA-Führer Haya de la Torre zwar die Mehr-
heit, aber nicht das erforderliche Drittel der Ge- 
samtstimmen erhalten hatte. S. u. a. G. Hilliker, 
The Politics of Reform in Peru, Baltimore 1971, 
S. 61 ff. Auch J. Sotelo, K. Esser, B. Moltmann, Die 
bewaffneten Technokraten, Hannover 1975, S. 64.
50) Eine ausführliche Diskussion der neuen Finanz-
politik kann hier nicht erfolgen. Eine detaillierte 
Darstellung findet sich bei G. de la Melena, Aspec- 
tos Financieros del Plan del Gobiemo Revolucio- 
nario de la Fuerza Armada y Acciones Previstas 
en el Plan de Desarrollo 75/78, in: E. J. Kerbusch, 
Cambios Estructurales ..., a. a. O., S. 67 ff. Zur Ge-
genüberstellung von Planung (für 1975) und tat-
sächlichen Resultaten vgl. J. C. Bossio, Retardos 
en el Plan de Desarrollo 1971—1975, in: Succeso 
vom 1. 2. 1976, S. 4 und 5.
51) Z. B. 1974: Kupfer 22,9%; Fischereiprodukte 
15,6%; Silber 10,9 %; Zink 10,5%; Zucker 10,3%; 
Eisen 8,8%; Baumwolle 6,5%; Zinn 4,3 %. An-
gaben aus: Banco Continental, Peru en Cifras 75.
52) S. „Barua Expuso ...", aus La Prensa vom 13. 
1. 1976 (Rede des Wirtschafts- und Finanzministers 
zur wirtschaftlichen Lage).
53) Der Plan Inca — nach Angaben des ersten 
Präsidenten der Revolutionsregierung, Juan Velas-
co Alvarado, bereits vor der Machtübernahme er-
arbeitet — wurde erst am 28. 7. 1974 bekanntgege-
ben (veröffentlicht in El Peruano vom 30. 7. 1974); 
s. auch A. Zimmermann, El Plan Inca — Objetivo: 
Revoluciön Peruana, Lima o. J. (1974).

54) S. Junta de Acuerdo de Cartagena, Regimen 
Comün de Tratamiento a los Capitales Extranjeros, 
Lima 1971 u. Ministerio de Economia y Finanzas, 
Manual de Tratamiento al Capital Extranjero, Lima 
1973.
55) S. auch die obigen Kapitel über Agrar- und 
Industriereform.

III. Ökonomische

Als Folge der Rezessionserscheinungen in der 
gesamten Weltwirtschaft befindet sich das 
stark, von' Rohstoffexporten abhängige Peru 
zur Zeit in einer ernsten wirtschaftlichen Kri-
se. Durch die starke Diversifizierung des Roh-
stoffangebots 51 ) sind die Auswirkungen in 
Peru zwar später als in von nur einem einzigen 
oder wenigen Exportprodukten abhängigen 
Ländern eingetreten, schlagen aber jetzt voll 
durch52 ). Verschärft wird diese Lage durch 
die Tatsache, daß die privaten Unternehmer 
— verunsichert durch die Reformansätze und 
von der Regierung zu lange darüber im un-
klaren gelassen, wie weit die Reformen 
sc 53hließlich getrieben werden sollen )  — 

I ihre Investitionen während der ersten Jahre

Perspektiven unter Berücksichtigung 
der eingeleiteten Reformen

der „Revolution“ stark eingeschränkt haben 
und jetzt nur langsam wieder zu stärkerem 
Engagement angeregt werden können. Die 
Auswirkungen dieses Investitionsrückgangs 
werden aber noch über Jahre bemerkbar sein. 
Durch die strikte Anwendung der Entschei-
dung 24 des Andenpaktes 54 ), die private In-
vestitionen ausländischer Kapitalgeber stark 
reglementiert, wurde auch die Auffüllung die-
ser Investitionslücke auf diesem Wege er-
schwert. Dieser Effekt ist aber durchaus ge-
wollt, da das Entwicklungskonzept der peru-
anischen Regierung der nationalen Kontrolle 
Priorität vor wirtschaftlichem Wachstum um 
jeden Preis — hier den der Abhängigkeit von 
ausländischen Interessen — einräumt. Als Re-
sultat der Summe der vorgenannten Entwick-
lungen ist die wirtschaftliche Lage Perus An-
fang 1976 durch folgende Faktoren zu kenn-
zeichnen:
a) geringe landwirtschaftliche Produktions-
steigerungen, die weit hinter dem Bevölke-
rungswachstum von zur Zeit 2,9 °/o Zurück-
bleiben;
b) Rückgang der Privatinvestitionen und da-
mit Rückgang der Produktion der privaten 
Unternehmen, u. a. verstärkt durch umfang-
reiche Streikbewegungen während des Jah-
res 1 55975 );
c) starke Zunahme der Importe, insbesondere 
bei Grundnahrungsmitteln, und damit hoher 
Devisenabfluß;
d) starker Rückgang der Exporterlöse (bei 
nur geringem Rückgang des Exportvolumens) 
und damit sinkender Devisenzufluß;



e) zunehmendes Handelsbilanzdefizit als 
Konsequenz von c) und d), bei sich ver-
schlechternden terms of trade;

f) zunehmende Auslandsverschuldung zur 
Aufrechterhaltung der Investitionen im ex-
trakt 56iven Sektor );

g) eine Inflationsrate von rund 25 °/o.

Zur Überwindung dieser Situation wurde von 
der Regierung ein Programm zur ökonomi-
schen Reaktivierung erlassen, dessen Kern-
maßnahmen wie folgt zusammengefaßt wer-
den können 57):

56) Aufgrund der Langfristigkeit der Projekte wür-
de eine Einschränkung der Investitionen die ange-
strebte Entwicklung in späteren Jahren gefährden.
57) S. Banco Continental, News Letter No. 538 v. 
20. 1. 1976.
58) S. oben unter Industriereform.

a) Genehmigungspflicht für Importe;
b) Beschränkung nicht entwicklungsrelevan-
ter Importe und Einschränkung der Devisen-
verluste durch Auslandsreisen mittels Zusatz-
steuern;
c) Steuererhöhungen;

d) Abbau der Subventionen — und damit 
Preissteigerungen bei Kraftstoffen, Fahrprei-
sen und einer Reihe von Grundnahrungsmit-
teln;
e) eine einheitliche Lohn- und Gehaltserhö-
hung für alle abhängig Beschäftigten und 
gleichzeitig Festsetzung einer Höchstgrenze 
für Lohn- und Gehaltserhöhungen durch Ta-
rifverträge für das Jahr 1976;

f) Förderung der kleinen und mittleren Indu-
strieunternehmen durch ein spezielles Ge-
set 58z );

g) Einschränkung der Staatsausgaben im ad-
ministrativen Bereich.

Im September 1975 war bereits versucht wor 
den, die landwirtschaftliche Produktion durc 
eine Verlagerung von Subventionen von Nah-
rungsmitteln (die der städtischen Bevölkerung 
zu Lasten des Produzenten zugute kamen) aul 
Düngemittel (die zusätzlich zu der Steigerung 
der Erlöse durch die dadurch entstehenden 
Preiserhöhungen direkt dem agrarischen Pro-
duzenten zugute kommen) anzuregen. Gleich-
zeitig war zur Verbesserung der Exportchan-
cen der peruanische Sol um 16,3% abgewer-
tet worden.

Dieses gesamte Maßnahmenbündel wird er-
gänzt durch den Versuch zum Abschluß eines 
Sozialpakts, mit dessen Hilfe die Produktions-
einbußen aufgrund von Arbeitsauseinander-
setzungen soweit wie möglich ausgeschaltet 
werden sollen. Die „neue Wirtschaftspolitik" 
macht die Widersprüche zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit eines revolutionären Ansat-
zes unter gegebenen ökonomischen Verhält-
nissen deutlich. Die Pläne zur Umverteilung 
mußten weitgehend eingeschränkt werden, 
um das notwendige Minimum an wirtschaftli-
chem Wachstum sicherzustellen, ohne das 
(bei ebenfalls gegebenem Bevölkerungs-
wachstum) die Existenzbasis des ökonomi-
schen und politischen Systems in Frage ge-
stellt würde. Der derzeitige Trend kann des-
wegen nur auf die Konsolidierung der er-
reichten Reformen, nicht auf eine Vertiefung 
um jeden Preis hinauslaufen. Erst eine ent-
scheidende Verbesserung der internationalen 
Wirtschaftslage — und damit eine nennens-
werte Verbesserung der Rohstoffpreise — 
würde eine Vertiefung des reformerischen 
Ansatzes erlauben.

IV. Reformansätze im gesellschaftspolitischen Bereich: 
Medien-, Erziehungs- und Gesundheitspolitik

Der Reformansatz der Revolutionsregierung 
Ist nicht auf die Strukturveränderungen im 
Agrar- und Unternehmensbereich beschränkt 
geblieben, sondern hat auch den gesell-
schaftspolitischen Bereich in seinem ganzen 
Umfang erfaßt. Die tatsächlich erfolgten Ver- 
änderungen sind jedoch in den einzelnen Be-
reichen sehr unterschiedlich. Ohne an dieser 

Stelle alle Bereiche darstellen zu können, 
soll doch auf einige Komplexe beispielhaft 
eingegangenen werden. Dabei wird auch 
deutlich, welche ökonomischen, gesellschaft-
lichen oder auch nur administrativen Hemm-
nisse einem konsequenten Reformkonzept im 
Wege stehen.

1. Medienpolitik

Die Massenmedien befanden sich vor der 
Machtübernahme der Militärs 1968 in enger 
Verquickung mit politischen und ökonomi-
schen Interessen und Einflüssen in der Hand 



weniger Familien, die Presse, Rundfunk und 
Fernsehen konsequent zur Verteidigung, 
Wahrung und Vermehrung dieser Interessen 
einsetzten59 ). Zur „Politik der Revolutionsre-
gierung" gehörte deswegen der Versuch, die 
Massenmedien zu „peruanisieren" und in den 
Dienst der repräsentativen Organisationen 
der Bevölkerung zu stellen (Plan Inca). Bis 
1968 kontrollierte die Regierung eine Rund- 

lfunkstation (Radio Nacional) und einen Fern-
sehkanal (Canal 7 TV); beide verbreiteten in 
Abhängigkeit vom Erziehungsministerium kul-
turelle und erzieherische Programme. Daneben 
existierte mit „El Peruano" ein offizielles Mit-
teilungsblatt der Regierung. Mit dem Gesetz 
über die Telekommunikation (Ley de Teleco- 
municaciones) übernahm die Regierung 1971 
51 °/o der Aktien der Fernsehkanäle und 25 °/o 
der Rundfunksender. Gleichzeitig wurde die 
Zahl der Sender, über die ein Eigentümer oder 
ein Unternehmen maximal verfügen darf, dra-
stisch beschränkt. Mit diesem kontrollierenden 
Einfluß (im Falle des Fernsehens sogar der 
Dominanz) war die Ausgangslage geschaffen 
für eine Funktionsveränderung dieser Medien 
mit dem Ziel, sie in den Dienst des Prozesses 
der politischen, sozialen, ökonomischen und 
kulturellen Veränderungen zu stellen. Sieht 
man von den Nachrichtensendungen, die von 
einer staatlichen Produktionsgesellschaft er-
stellt werden (Telecentro), und der Sendezeit 
für offizielle Verlautbarungen, Reden etc. ab, 
sind diese Möglichkeiten bislang wenig ge-
nutzt worden, da nationale Produktionen nur 

i in ungenügendem Umfang zur Verfügung ste-
hen — und auch ausgebildetes Personal fehlt, 
um kurzfristig Abhilfe zu schaffen.

59) Für Details s. P. Schenkel, La Estructura de 
Poder .. ., a. a. O.r S. 77 ff.; J. Gargurevich, Mito y 
Verdad de los Diarios de Lima, Lima 1972; C. Mal-
pica, Los Duenos del Peru, a. a. O., S. 34 ff.
60) Zum Staatsunternehmen EDITORA PERU (D. L.
21 240 vom 11. 2. 1976).
61) Am 28. 7. 1974.

Die Reform der Tagespresse ist hingegen 
schon weiter gediehen. Bei der Tageszeitung 
„La Crönica" erwarb die Regierung über die 
Staatsbank die Aktienmehrheit und fusionier-
te das Unternehmen mit dem „Peruano" 60 ). 
Damit verfügt die Regierung über direkten 
Zugang zum Zeitungspublikum. Die übrigen 
großen Tageszeitungen (gran prensa mit ent-
weder mehr als 20 000 Exemplaren oder na-
tionaler Verbreitung) wurden den organisier-
ten Sektoren der Bevölkerung zugeteilt, nach-
dem sie zunächst vom Staat (gegen Entschä-
digung) enteignet61 ) und zur Vorbereitung 

dieser Zuteilung ein Jahr lang direkt verwal-
tet worden waren. Die Verwaltung erfolgt 
nunmehr durch privatrechtliche Assoziatio-
nen, deren Spitzengremium sich aus Delegier-
ten der verschiedenen Einzelorganisationen 
des Sektors zusammensetzt. So wurde die 
größte und einflußreichste Zeitung Limas, El 
Comercio, dem Agrarsektor zugeteilt. In seine 
„asociaciön civil" werden Delegierte der Pro-
duktionsgenossenschaften, der SAIS, der klei-
nen und mittleren ländlichen Produzenten ent-
sandt. Der Umwandlungsprozeß ist noch nicht 
voll abgeschlossen, da sich die Regierung bei 
der Übergabe an die neuen Eigentümer die 
Ernennung des Direktors noch auf ein weite-
res Jahr vorbehalten hat.
Es ist in und außerhalb Perus intensiv dar-
über diskutiert worden, ob dieses System mit 
dem Prinzip der Pressefreiheit zu vereinbaren 
sei. Festzustellen ist in diesem Zusammen-
hang, daß die Situation vor 1974 keineswegs 
ein Beispiel für Pressefreiheit gewesen ist, al-
lenfalls von Freiheit des potenten Wirt-
schaftsunternehmens „Zeitung". Daß diese 
Unternehmen dem Veränderungsanspruch der 
Militärregierung ablehnend gegenüberstan- 
den, versteht sich beinahe von selbst. Aus 
dieser Sicht erschien den Vorbesitzern die 
Sozialisierung (nicht: Verstaatlichung) der 
Presse auch als ein Versuch zur Zerschlagung 
der Opposition. Zuzustimmen ist der Kritik an 
dieser Maßnahme insoweit, als sich die Qua-
lität der meisten der betroffenen Blätter in 
der Folge verschlechtert hat. An die Stelle 
der Opposition trat in vielen Fällen eine un-
kritische Verbreitung der Regierungsmeinung 
(bzw. dessen, was die von der Regierung er-
nannten Direktoren dafür hielten). Dieser Zu-
stand, hat sich jedoch inzwischen gebes-
sert.
Es bleibt abzuwarten, ob mit der endgültigen 
Übernahme der Zeitungen durch die organi-
sierten Sektoren der Bevölkerung, d. h. mit 
der Übertragung auch der Zuständigkeit für 
die Wahl des Direktors, sowie der Übernah-
me des vollen ökonomischen und administra-
tiven Risikos an die „asociaciones civiles" 
Änderungen eintreten. Erst dann wird ein Ur-
teil darüber möglich sein, ob der Versuch, ein 
unbefriedigendes und auf die Dauer nicht sy-
stemkonformes Pressesystem durch eine si-
cherlich originelle — und vor allem originär 
peruanische — Lösung zu verändern, als ge-
lungen angesehen werden kann oder nicht. 
Bei allen Bedenken bezüglich der Funktions-
fähigkeit des neuen Systems in der Praxis 
kann jedenfalls kaum bezweifelt werden, daß 



es in der Theorie als weitaus „demokrati-
scher" 62 ) angesehen werden muß als das blo-
ße Prinzip der Unternehmensfreiheit im Pres-
sesektor. Ein zusätzliches Korrektiv der unkri-
tischen Berichterstattung der Tageszeitungen 
stellen in jedem Falle die — nicht kontrollier-
ten — politischen Wochenzeitschriften dar, 
die — nach einer Periode der Repression von 
Ende 1974 bis zum Regierungswechsel im 
August 1975 — wieder völlig frei agieren kön-
nen.

2. Erziehungspolitik

Im Bereich der Erziehungspolitik konnte die 
Militärregierung an unbestreitbare Erfolge 
der Regierung Belaünde anknüpfen. Schul-
pflicht und Kostenfreiheit in allen staatlichen 
Erziehungseinrichtungen waren längst eta-
bliert. Belaünde hatte ein Dringlichkeitspro-
gramm zum Bau von Schulen besonders in 
den unterversorgten ländlichen Gebieten 
durchgesetzt. An den traditionellen Inhalten 
und der Organisation des Erziehungssystems 
hatte sich aber wenig geändert. Die Lehrin-
halte waren gekennzeichnet durch nicht an 
die Gegebenheiten des Landes angepaßte — 
unverändert aus dem Ausland übernommene 
— Programme, scharfe Trennung in einen im 
Umfang kleinen, aber qualitativ hochwertigen 
privaten Bereich und einen großen staatlichen 
Bereich minderer Qualität. Die hohen Kosten 
der privaten Institutionen garantierten eine 
frühzeitige Selektion und schlossen sozialen 
Aufstieg über das etablierte Erziehungssy-
stem weitgehend aus. Da ein Teil der priva-
ten Schulen — darunter die qualitativ besten 
— Auslandsschulen mit einem großen Anteil 
ausländischen Lehrpersonals waren (und 
sind!), wurde dadurch die Verflechtung der 
einheimischen Elite mit fremden Interessen 
frühzeitig gefördert. Der propagierten und 
theoretisch auch gegebenen Chancengleich-
heit im Erziehungssystem standen somit un-
überwindliche Realitäten entgegen. Das Sy-
stem diente per Saldo der Erhaltung des Sta-
tus quo. Hinzu kam als Entwicklungshemmnis 
die für alle lateinamerikanischen Länder cha-
rakteristische Schwerpunktbildung in der gei-
steswissenschaftlichen Ausbildung unter Ver-
nachlässigung der technischen Disziplinen, 
die zudem meist in sehr theoretischer Form 
(z. B. Institute für Physik oder Chemie ohne

6) Zumindest, wenn man darunter die Beteiligung 
einer größeren Zahl (vielleicht sogar der Mehrheit 
der Bevölkerung) an den Entscheidungsprozessen 
versteht.

Laboreinrichtung etc.) dargeboten wurden. 
Zur Veränderung des Erziehungssystems in 
Übereinstimmung mit den Postulaten der „pe-
ruanischen Revolution" waren deswegen eini-
ge Grundzielsetzungen geboten:

a) Verwirklichung der Chancengleichheit in 
der Praxis;
b) Anpassung der Erziehungsinhalte an die 
Notwendigkeiten der nationalen Entwicklung 
— und dabei auch die Kontrolle fremder Ein-
flüsse 63im Erziehungssektor );
c) Ausrichtung des gesamten Systems auf 
praktische Erfordernisse durch Aufhebung 
der Trennung zwischen Grund- und Fachaus-
bildung;
d) Einschluß der nichtinstitutionalisierten 
Ausbildung in das — staatlich zu fördernde 
— Erziehungssystem;
e) Beteiligung der gesellschaftlich relevanten 
Institutionen am Entscheidungsprozeß, z. B. 
Unternehmenssektor, Elternschaft etc.

Das peruanische Erziehungsgesetz (Ley Gene-
ral de Educaciön) 64 ) ist ein integraler Ansatz 
zur Umstrukturierung des Systems im Sinne 
der o. g. Aufgabenstellungen. Von Kritikern 
wird das Gesetz, dessen Details hier nicht dis-
kutiert werden können, als einer der umfas-
sendsten und konsequentesten Ansätze zur 
Umformung des Erziehungssystems im Dien-
ste eines eigenständigen Entwicklungskon-
zeptes gesehen65). Allerdings sollte auch das 
Hauptproblem nicht verschwiegen werden: 
Mangels finanzieller Mittel stehen viele der 
angestrebten Reformen noch auf dem Papier. 
Der Widerstand der überwiegend oppositio-
nell eingestellten (und schlecht bezahlten) 
Lehrerschaft erschwert die Durchsetzung. Das 
— durch totale Politisierung — chaotische Uni-
versitätssystem hat bisher allen Reformversu-
chen widerstanden. Eine immer stärkere Poli-
tisierung und immer geringere Ausbildungs-
leistungen (die oft am Bedarf vorbeiproduzie-
ren) drohen das Defizit an ausgebildetem 
Spitzenpersonal eher zu verschärfen. Von ei-
ner Realisierung der Erziehungsreform kann 

63) Eine der Dispositionen des neuen Gesetzes 
schreibt deswegen zwingend vor, daß der Direktor 
jeder Ausbildungsinstitution (d. h. z. B. auch der 
Auslandsschulen) peruanischer Nationalität sein 
muß.
64) Ley General de Educaciön, D. L. 19 326, veröf-
fentlicht in El Peruano vom 22. 3. 1975.
65) Z. B. H. Hamm-Brücher, Peru statuiert ein bil-
dungspolitisches Exempel, in: J. Rau, und H. G. 
Schmidt (Hrsg.), Erziehung auf Peruanisch, Wup-
pertal 1974, S. 7 ff.



noch keineswegs gesprochen werden, noch 
nicht einmal von einem entscheidenden 
Durchbruch. Die Konsequenz des Konzeptes 
ist aber nach Ansicht des Verfassers durch 
diese Realitäten nicht in Frage zu stellen. 
Trotz der bestehenden schwerwiegenden Pro-
bleme: von einem Scheitern der Reform zu 
sprechen, ist ganz sicher schon wegen der 
kurzen Zeitspanne unstatthaft.

3. Gesundheitspolitik

Ähnlich der Lage im Erziehungssektor sind 
Verbesserungen im Gesundheits- und Versor-
gungsbereich (Kranken- und Sozialversiche-
rung) nur langfristig und mit Hilfe erhebli-
cher Investitionen erreichbar. So konnten bis-
lang die Zielsetzungen des Plan Inca nur z. T. 
erreicht werden. Bislang ist auch eine gesetz-
liche Grundlage für den gesamten Bereich des 
Gesundheitswesens am Widerstand der Ein-
zelinteressen gescheitert. Auf einigen Teilge-
bieten konnten jedoch wichtige Fortschritte 
erzielt werden. Die bisherige Konzentration 
eines leistungsfähigen Gesundheitswesens auf 
die großen Städte (und insbesondere den Ein-
zugsbereich der Hauptstadt Lima) und die dar-
aus folgende Unterversorgung des ländlichen 
Bereiches konnten durch drei Maßnahmen ab-
gebaut (aber keineswegs beseitigt!) werden:

1. Unterstützung der assoziativen agrari-
schen Unternehmen bei der Errichtung medi-
zinischer Versorgungseinrichtungen (mit Er-
folg vor allem in einigen großen SAIS).
2. Programm zur Grundversorgung mit Medi-
kamenten, bei dem die Regierung über das 
Gesundheitsministerium die Produktion wich-
tiger Medikamente ausschreibt, um sie dann 
zum Kostenpreis über die staatlichen Institu-
tionen zu verteilen. Da bei diesem Verfahren 
auch die Gewinnspanne der Unternehmen 
kontrolliert wird, können Grundmedikamente 
auf diesem Wege zu Preisen, die nur 10 bis 
30 °/o des Apothekenverkaufspreises ausma-
chen, ausgegeben werden. Die Ausgabestellen 

sind in den Elendsviertel
66

n der Großstädte und 
im ländlichen Bereich konzentriert ).

3. Die Dienstverpflichtung der Abgänger me-
dizinischer Ausbildungsgänge (Ärzte, Kran-
kenpfleger etc.) nach Abschluß des Stu-
diums 67).  Per Gesetz wurden alle Abgänger 
verpflichtet, nach Abschluß des Studiums vor 
Übergabe der Approbationsurkunde sechs bis 
zwölf Monate (je nach Ausbildungsgang und 
Einsatzgebiet) in medizinisch unterversorgten 
Gebieten zu praktizieren. Das System wird er-
gänzt durch Vergünstigungen für Mediziner, 
die bereit sind, sich in solchen Gebieten nie-
derzulassen.

Im Bereich des Kranken- und Sozialversiche-
rungswesens sind ebenfalls Fortschritte zu er-
kennen, wenn auch das Ziel „progressive 
Ausweitung der sozialen Sicherung der ge-
samten Bevölkerung" (Plan Inca) noch in wei-
ter Ferne liegt. Eine administrative Reorgani-
sation des Sozialversicherungssystems hat 
dessen Funktionen verbessert (wenn auch 
nicht die — sehr bescheidenen — Leistun-
gen), die Ausdehnung auf Familienangehörige 
der versicherten Arbeitnehmer ist geplant, 
z. Z. aber nicht finanzierbar. Die Versiche-
rungspflicht für häusliches Dienstpersonal ist 
eingeführt, wird aber nur in geringem Um-
fang tatsächlich eingehalten. Eine — bereits 
versuchte — schärfere Kontrolle würde einen 
großen Teil dieses Personals arbeitslos ma-
chen. Diese Gefahr erzwingt trotz der Dring-
lichkeit der Verbesserung der Lebensumstän-
de dieser besonders benachteiligten Bevölke-
rungsgruppe behutsames Vorgehen.

66) Das System ermöglicht als Nebeneffekt wichtige 
Information über die Geschäftspraktiken der phar-
mazeutischen Industrie, die weitestgehend in aus-
ländischer Hand oder — als Lizenzproduzenten — 
von ausländischen Firmen abhängig sind.
67) Gesetzliche Grundlage ist das neue Erziehungs-
gesetz (D. L. 19 326 s.o.) und das Gesetz 19 646 v. 
7. 12. 1972 mit seinen Ausführungsbestimmungen 
gern. R. S. 0090075 vom 29. 4. 1975 (beide veröffent-
licht in El Peruano mit gleichem Datum).



V. Zum politischen System der „peruanischen Revolution": 
autoritäres Regierungssystem und Partizipation

In diesem Abschnitt soll die politische Seite 
des Revolutionsprozesses dargestellt 
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werden. 
Nach einigen notwendigen Überlegungen zum 
Funktionieren des politischen Systems )  ist 
dabei die Entwicklung im politischen Bereich 
zu analysieren, unter Einschluß einiger Be-
merkungen zu den politischen Akteuren (Par-
teien, Gewerkschaften, etc.) und zu deren Be-
ziehungen zueinander.

1. Funktionsweise des politischen Systems 
und politische Entwicklung seit 1968

Bei der Machtübernahme 1968 hatten die Mi-
litärs die gültige politische Verfassung des 
Landes von 1933 695) bestehen lassen. Das Sta-
tut der Revolutionsregierung der Streitkräfte 
veränderte jedoch alle Dispositionen, die auf 
Schaffung und Aufgabenbereich von Exekutive 
und Legislative bezogen waren (Titel IV bis 
VII).

68)  Die Anwendung dieses Begriffs auf ein Mili-
tärregime erscheint zumindest dann gerechtfertigt, 
wenn es nicht auf die kurzfristige Machtübernahme 
mit dem Ziel der baldigen Rückgabe an eine —
genehmere — politische Richtung angelegt ist. Als
Beispiel s. T. T. Evers, Militärregierung in Argen-
tinien. Das politische System der „Argentinischen 
Revolution", Hamburg 1972.
69) S. F. Bonilla, La Constituciön Poh'tica del Peru, 
Lima 1972.

70) Estatuto del Gobierno . . ., a. a. O., Artikel 3—S.
71) Die Einbeziehung ziviler Minister ins Kabinett 
war wohl deshalb so schwierig, weil eine Waffengat-
tung auf dieses Amt hätte verzichten müssen. Erst 
1975 wurde zum erstenmal ein Zivilist (Wirt- 
schafts-)Minister.

Oberstes Organ ist die Junta Revolucionaria, 
der die drei Oberkommandierenden der drei 
Waffengattungen angehören. Diese verwalten 
gleichzeitig in Personalunion als Kabinetts-
mitglieder das Heeres-, Marine- und Luftwaf-
fenministerium. Der Heeresminister übt 
gleichzeitig das Amt des Premierministers 
aus. Die Junta Revolucionaria wählt einstim-
mig den Präsidenten der Republik, der ein ak-
tives Mitglied der Streitkräfte sein muß. Nur 
der Präsident der Republik und die Mitglieder 
der Junta Revolucionaria müssen Angehörige 
der Streitkräfte sein. Der Präsident ernennt — 
in Übereinstimmung mit den Mitgliedern der 
Junta Revolucionaria — die übrigen Kabi-
nettsmitglieder, die Militärs oder Zivilisten 
sein können. Gesetze werden durch Kabi-
nettsbeschluß erlassen und durch den Präsi-
denten zusammen mit den Mitgliedern der 
Junta Revolucionaria ausgefertigt. Die Ernen-
nung zum Oberkommandierenden einer der 
Teilstreitkräfte (und damit automatisch zum 
Heeres-, Marine- oder Luftwaffenminister und 
zum Mitglied der Junta Revolucionaria) er-

folgt unter Beachtung der militärischen Rang-
folge. Soweit die Ve
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rfassungstheorie unter 

Zugrundelegung des Revolutionsstatuts ).

In der Praxis stimmen die Entscheidungsvor-
gänge nicht mit dieser Theorie überein. Die 
Festlegung der militärischen Rangfolge für 
die Ernennung der Junta Revolucionaria und 
de facto auch für andere wichtige Regie-
rungsämter hat eine vorprogrammierte Mi- 
schung von Kontinuität und Wechsel garan-
tiert. Das jeweilige Aufrücken nach dem 
Rang hat den Prozeß übersichtlich gemacht 
das niedrige Höchst-Dienstalter peruanischer 
Militärs dabei regelmäßigen Wechsel in den 
wichtigen Ressorts garantiert. Das Prinzip ist 
jedoch keineswegs starr durchgehalten wor-
den, sondern konnte durch vorzeitige Verset-
zung in den Ruhestand nicht erwünschter, 
aber in der Rangfolge „vorberechtigter" Ge-
neräle und Admiräle beeinflußt werden. Meh-
rere Regierungskrisen wurden durch vorzeiti-
ge „Pensionierung" ranghoher Militärs „ge-
löst", die so den Weg für politisch einflußrei-
che jüngere Generäle freimachten. Die Spit-
zen aller Waffengattungen erlebten in den 
sieben Jahren der „peruanischen Revolution' 
solche „Pensionsschübe". Die mathematischen 
Vorausberechnungen für die politischen Füh-
rungspositionen kommender Jahre haben sich 
deswegen stets als falsch erwiesen.
Tatsächlich beruhte die Funktionsfähigkeit 
des Systems auch nicht auf den verfassungs-
mäßigen Regelungen des Revolutionsstatuts, 
sondern auf dem Zusammenhalt der Streit-
kräfte und der Gruppierungen innerhalb der 
Teilstreitkräfte. Dieser Zusammenhalt war 
durch eine Machtaufteilung zwischen den 
Teilstreitkräften im Verhältnis ihrer jeweili-
gen Bedeutung erreicht worden. Jede Waffen-
gattung war für bestimmte Ressorts politisch 
verantwortlich. Dieses Gleichgewicht mußte 
bei jeder Regierungsumbildung gewahrt wer-
den. Jede Waffengattung mußte für den Ver-
lust eines Ressorts oder eines Amtes durch 
ein anderes „entschädigt" werden71 ). Da die 
Marine — und in geringem Umfang — auch 
die Luftwaffe konservativer eingestellt war



(und ist) als das Heer (oder jedenfalls die 
Mehrheit der Heeresgeneräle), blieb das 
Gleichgewicht stets labil. Eine Reihe von Re-
gierungskrisen machte das deutlich. Das ge-
meinsame Wissen um die Notwendigkeit, 
nach außen die Geschlossenheit um jeden 
Preis zu erhalten, hat aber immer einen 
Kompromiß erzwungen, um (u. a. mit Hilfe 
der o. a. Pensionsschübe) die Einheit des Han-
delns wiederherzustellen. Die Funktionsfähig-
keit des Regierungssystems wurde deshalb 
(auch wohl wegen der Erfahrungen mit der 
chaotischen Parteienherrschaft vor der Macht-
übernahme) nie ernsthaft in Zweifel gezo-
gen.
Die Qualifikation der Militärs für die Über-
nahme politischer Ämter war seit der Errich-
tung des Centro de Altos Estudios Militares 
— CAEM — 1950 erheblich verbessert wor-
den. Alle jüngeren Generäle haben diese 
Schulung mit einem Schwerpunkt im sozial-
wissenschaftlichen Bereich (Ökonomie, Poli-
tik, Administration) durchlaufen72 ), viele au-
ßerdem Hochschulstudien absolviert. Der 
Vorwurf der sachlichen Inkompetenz ist des-
wegen auch selten erhoben worden — von 
den politischen Parteien wird deswegen die 
Kritik auch vor allem auf „fehlende demokra-
tische Legitimation" abgestellt —, zumal 
Sachkompetenz auch keineswegs ein heraus-
ragendes Kennzeichen der Regierungsmit-
glieder in den Vorläuferregierungen gewesen 
war.

72) Eine hervoragende Arbeit dazu ist V. Villa-
nueva, EL CAEM y la Revoluci6n de la Fuerza 
Armada, Lima 1972. S. auch N. Moreira, Modelo 
Peruano, Buenos Aires, S. 25 ff. Die CAEM-Aus- 
bildung ist sicherlich eine der Voraussetzungen für 
die Herausbildung einer Mehrheit außerordentlich 
progressiver militärischer Führer, wenn auch nicht 
die einzige. Ganz ohne Zweifel hat das CAEM 
so erheblichen Anteil an der peruanischen Ent-
wicklung, die ohne dessen Existenz möglicherweise 
eher nach brasilianischem Muster verlaufen wäre.

Große Verdienste um die Erhaltung des 
Gleichgewichtes zwischen den an der Regie-
rung beteiligten Gruppen hat sich der erste 
Präsident der „peruanischen Revolution", 
Juan Velasco Alvarado, erworben, der als In-
tegrationsfigur immer wieder den Ausgleich 
fand und sich auch in der Bevölkerung be-
achtliche Popularität zu verschaffen wußte. 
Velasco entwickelte auch die Institution, die 
während seiner Regierungszeit zum Macht-
zentrum der Regierung auf stieg: das Comite de 
Asesoramiento de la Presidencia de la Repbli- 
ca — COAP — unter Führung des weit links 
stehenden Heeresgenerals Jose Graham Hur-

•- -

tado. Alle Gesetzesvorlagen wurden im 
COAP abschließend behandelt (und vielfach 
auch dort erarbeitet)72a). Graham war damit 
einer der mächtigsten Politiker im Lande und 
wurde von vielen Beobachtern als „Kron-
prinz" Velascos angesehen. Die P - likalität 
der strukturverändernden Gesetze ist in gro-
ßem Umfang seinem Einfluß zuzuschreiben; 
ohne ihn wären sicher viele Maßnahmen we-
niger „revolutionär" und eher „modernisie-
rend" ausgefallen. Erst als Velascos Integrati-
onsfähigkeit (auch krankheitsbedingt) verlo-
renging, dadurch die Gegensätze unter den 
regierenden Militärs offener zutage traten, 
und „einsame Entschlüsse" des Präsidenten 
bestimmte Gruppen in der Regierung zuneh-
mend verärgerten, erzwang die Heeresgene-
ralität im August 1975 seinen Rücktritt — 
nicht etwa ausgelöst durch die Junta Revolu- 
cionaria, wie es das Revolutionsstatut vor-
sieht, sondern durch eine Erklärung der,Kom-
mandanten der fünf Militärregionen Perus, 
der sich später die übrigen Waffengattungen 
anschlossen. Spätestens zu diesem Zeitpunkt 
wurde deutlich, daß die wirkliche Macht kei-
neswegs bei der Junta Revolucionaria liegt — 
auch das ist ein Zeichen für das Auseinander-
klaffen von Verfassungstheorie und Verfas-
sungswirklichkeit.

Neuer Präsident wurde der — auch im Aus-
land — insbesondere als herausragender Wirt-
schaftspolitiker und als persönlich absolut in- 
tegre Persönlichkeit anerkannte amtierende 
Heeres-(und Premier-)Minister Francisco Mo-
rales Bermüdez Cerrutti. Die Ernennung von 
Morales Bermüdez — des Führers der techno-
kratischen Richtung unter den Militärs — ist 
ein deutliches Zeichen für das Bestreben, das 
Erreichte zunächst zu konsolidieren und nicht 
um jeden Preis — auch um den des ökonomi-
schen Zusammenbruchs — den Strukturver-
änderungsprozeß voranzutreiben. Mit der 
Machtübernahme von Morales Bermüdez hat-
te Graham — und die ihm verbundene Grup-
pe besonders links eingestellter Heeresgene-
räle — seinen Einfluß verloren und trat we-
nig später zurück. Unter Morales Bermüdez 
wurden die politischen Entscheidungen wie-
der ins Kabinett verlagert (das nunmehr stär-
ker aus Fachleuten und weniger aus politisch 
progressiv engagierten Kräften besteht); der 
COAP entwickelte sich zum Beratungsgre-
mium des Präsidenten zurück. Erstmals wur-
den (zwei) zivile Kabinettsmitglieder beru-

72a) Zur Bedeutung des COAP s. H. Aguirre 
Gamio, El Proceso Peruano, Lima 1974, S. 245.



fen 73) und auch die kasernierte Polizei (Gu-
ardia Civil) an der Regierung beteiligt 74 ). 
Die neue Regierung stellte auch die — im 
letzten Jahr der Regierung Velasco faktisch 
aufgehobene — Pressefreiheit wieder her und 
suchte — an einer schnellen ökonomischen 
Erholung interessiert — das Vertrauen 
der privaten Unternehmer wieder zu gewin-
nen, das durch das Tempo der Reformen und 
allzu forscher Äußerungen der progressivsten 
Mitglieder der Vorregierung verlorengegan-
gen war.

2. Partizipationspolitik und Verankerung des 
politischen Systems in der Bevölkerung

Da sich die peruanische Militärregierung 
nicht als Übergangsregierung versteht75), 
war sie von Anfang an daran interessiert, 
eine politische Basis in der Bevölkerung zu 
finden. Die bestehenden politischen Parteien 
kamen für eine Zusammenarbeit nicht in Be-
tracht, da sie sich durch die Korruptionswirt-
schaft während der Regierung Belaünde in 
den Augen der Militärs und weiter Teile der 
Bevölkerung disqualifiziert hatten. Die Partei 
des früheren Präsidenten Belaünde — Acciön 
Populär — hatte sich mehrfach gespalten und 
bestand faktisch nicht mehr; sie war ohnehin 
nie eine Mitgliederpartei gewesen. Die APRA 
Haya de la Torres hatte am Prestigeverlust 
des Systems teilgehabt. Die Verhinderung der 
Agrarreform, die Beteiligung an den — als 
Kapitulation vor einem mächtigen amerikani-
schen Olkonzern (Standard Oil of New Jer-
sey) aufgefaßten — Olverträgen und zuletzt 
ihr Versuch, um jeden Preis (d. h. in jedweder 
Koalition) an die Macht zu kommen, hatten 
ihr Image als fortschrittliche Partei grund-
sätzlich zerstört. Die letzte Koalition mit der 
UNO (Union NacionalOdriista) des Exdiktators 
Odria, unter dessen Herrschaft Haya de la 
Torre ein mehrere Jahre währendes Exil in 
der kolumbianischen Botschaft in Lima erdul-
den mußte, hatte auch die persönliche Glaub-
würdigkeit der Parteiführer erschüttert. Ob-
wohl die APRA nach wie vor die einzige Mit-
gliederpartei Perus ist, sind die Bindungen zur

73) Durch Ämtertausch wurde sichergestellt, daß 
sich der Verlust auf die Teilstreitkräfte gleich-
mäßig aufteilte.
74) Deren Ausschluß von der Macht war einer der 
Anlässe für den Polizeistreik gewesen, der im Fe-
bruar 1975 zu bürgerkriegsähnlichen Ausschreitun-
gen geführt hatte.
75) Im Plan Inca heißt es: „Die Streitkräfte ... 
werden die Führung des Strukturveränderungspro-
zesses übernehmen, bis dieser nicht mehr rück-
gängig zu machen ist (irreversible)", Plan Inca 
a. a. O., Art. 31.

76) Insbesondere auf Teile des progressiven Teils 
von Accion Populär, einzelne Christdemokraten 
und den Movimiento Social Progresista (etwa 1000 
Stimmen bei den Präsidentschaftswahlen von 1962).
77) Gegründet durch D. L. 19 352, veröffentlicht in 
El Peruano vom 5. 4. 1972.
78) S. die Darstellung durch einen der geistigen 
Väter dieser Idee: C. Delgado, Revolucion Peru-
ana. Autonomia y Deslindes, Lima 1975, insbes.
S. 142 ff.

Basis stark gelockert. Die UNO Odrias fiel 
mit dem Charisma-Verlust ihres alternden 
Führers zunehmend auseinander und besteht 
heute — nach Odrias Tod — nicht mehr. Die 
Bedeutung der kleineren Parteien erschöpfte 
sich im eher persönlichen Einfluß einzelner 
ihrer Führer; einen nennenswerten politi-
schen Faktor hatten sie als Parteien nie dar-
gestellt.

Die neue Regierung konnte nur auf einzelne 
Politiker verschiedenster Herkunft rechnen, 
die sich mit dem Programm des Manifestes 
der Revolutionsregierung identifizierten76 ). 
Die etwas nebulöse Zielsetzung des Plan Inca, 
„die notwendigen Organe zu schaffen, um die 
Partizipation der Bevölkerung zu ermögli-
chen", wurde zunächst mit der Schaffung ei-
nes „Ministeriums zur sozialen Mobilisie-
rung" (Sistema Nacional de Apoyo a la Mobili-
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zaciön Social — SINAMOS) )  angegangen. 
Die Organisation war mit erheblichen Macht-
befugnissen und finanziellen Mitteln ausge-
stattet und hatte die Aufgabe, die Beteiligung 
der marginalisierten Massen der Bevölkerung 
(insbesondere: Agrarbereich und Elendsvier-
tel der Großstädte, die jetzt Pueblos Jovenes 
— etwa: junge Siedlungen — genannt wer-
den) am politischen Prozeß zu ermöglichen. 
Dies sollte in theoretischer Form (Bildung 
und Ausbildung) und in Form direkter Koope-
ration mit der Bevölkerung (Infrastrukturpro-
jekte, Selbsthilfeorganisationen, politische Zu-
sammenschlüsse) geschehen. SINAMOS ver-
stand sich als ein — auf begrenzte Zeit ange-
legter und damit von einer politischen Par-
tei grundsätzlich verschiedener — politischer 
Arm der Revolutionsregierung, der die po-
litische Partizipation der Bevölkerungsmehr-
heit herstellen und sich damit selbst über-
flüssig machen solle 78 ). Chef des SINAMOS 
wurde zu Beginn einer der führenden Ver-
treter der linken Heeresgeneräle: Leonidas 
Rodriguez Figueroa, der durch seine politi-
sche Potenz SINAMOS zu einem der wich-
tigsten Organe der peruanischen Politik 
machte. Das Konzept des SINAMOS erwies 
sich jedoch als praxisfern, wozu auch einige 
angeborene Ungereimtheiten beitrugen. Zu-



war ein solches „Transformationsmini- 
i" für alle nach links tendierenden 
attraktiv, so daß bald Vertreter aller 
politischen Gruppierungen irgendwo 

tem saßen und versuchten, ihren politi- 
Ideen zum Durchbruch zu verhelfen.
eterogenität konnte nie beseitigt wer- 

urch die Beschlüsse der kommunisti- 
und der (linken) christdemokratischen 
die „peruanische Revolution" aktiv zu 
ützen , wurde das Spektrum weiter 
itert. Es zeigte sich auch bald, daß be- 
le Organisationen (agrarische Organi- 
n, die z. B. aus den Bauernkämpfen vor 
rvorgegangen waren, Gewerkschaften) 
r Einflußnahme des SINAMOS wider-
Erfolge der Bildungsmaßnahmen tra- 

ch nur dort ein, wo gleichzeitig Maß- 
i zur Verbesserung der sozialen und 
rischen Lebensbedingungen der Bevöl-
erreicht werden konnten, z. B. durch 

ibau, Strom- und Wasserversorgung, 
lische Versorgung auf dem Land, Be- 
ungsanlagen. Solche Maßnahmen wa- 
r nur in begrenztem Umfang finanzier- 
d lösten zudem bei den Gruppen, die 
oder noch nicht) in den Genuß solcher 
ützung kommen konnten, erhebliche 
edenheit aus. Die Methoden des mäch- 
ind finanzkräftigen SINAMOS lösten 
iche Resistenz aus: widerstrebende 
sationen sollten durch Nicht-Anerken- 
‘wangsinterventionen — wohl auch ge- 
ch Wahl-Manipulationen — gefügig 
t werden. Wo auch das nicht half, wur- 
rallel-Organisationen gegründet und 

finanziell unterstützt.

OS trug wesentlich zur Entstehung ei- 
ierarchisch gegliederten politischen 
Organisation, der Confederacin Nacio- 
raria (CNA), bei, die sich auf Agrarfö-
nen in den Departamentos und Agrar- 
n den Provinzen stützt. Die CNA ist 
atsächlich die repräsentativste Bauern- 
rng in Peru, obwohl sie höchstens 4 % 
Lern vertritt . Im Gewerkschaftssektor 
len drei Zentralen, die eng an die poli- 
Parteien angelehnt waren: CTP (apri- 

CGTP (kommunistisch) und CNT (christ-

demokratisch) 81), die sich aller staatlichen 
Einflußnahme widersetzten. So wurde unter 
Mitwirkung des Fischereiministers und zu-
nächst auf der Basis der Fischergewerkschaf-
ten die Central de Trabajadores de la Revolu- 
ciön Peruana (CTRP) gegründet, die zunächst 
einen enormen Aufschwung nahm, dann 
aber an internen Auseinandersetzungen zer-
brach81). Später wurde auch im Erziehungs-
sektor eine Parallelgewerkschaft zur opposi-
tionellen (keiner Zentrale angehörenden) Ein-
heitsgewerkschaft SUTEP (Sindicato Unico de 
Trabajadores de la Education del Peru) ge-
gründet. Der offizialistische Sindicato de Edu- 
cadores de la Revoluciön Peruana (SERP) er-
wies sich aber als Fehlschlag; bei Wahlen 
kam er trotz massiver finanzieller Unterstüt-
zung nicht über rund 10 der Stimmen hinaus.

81) S. E. J. Kerbusch u. A. Uhlenbrock, Gewerk- 
schaften in Peru, in: Die Neue Gesellschaft 5/75, 
S. 418 ff.
82) Zur Zeit gibt es eine nationale CTRP-Führung 
und eine CTRP-Führung in Lima, die sich gegensei-
tig nicht anerkennen. S. „Comunistas Contra la 
CTRP, in: Equis No. 27 vom 18. 3. 1976, S. 9 f.
M) S. Sonderseite in El Comerico von 3. 3. 1976 
(S. 6), insbes. „II Congreso Debe Constituir Par- 
ticipacibn Desde las Bases".
84) In der OPRP waren Vertreter der verschiedenen 
Organisationen des öffentlichen Lebens berufen 
worden, die Mehrzahl aus staatlichen Institutionen. 
S. „Comite Orientar Organizacin Poh'tica de la 
Revoluciön", in: El Peruano vom 2. 8. 1975.

Ähnlich sah es im Bereich der Comunidades 
Industriales aus: Die Einwirkung des SINA-
MOS führte zur Spaltung der Confederacion 
Nacional de Comunidades Industriales, die 
bis heute nicht überwunden ist 83).
Angesichts des sinkenden Ansehens von SI-
NAMOS forderten die Ressortministerien Zu-
ständigkeiten zurück, die sie an SINAMOS 
abgetreten hatten: vor allem Agrar-, Erzie- 
hungs-, Transport- und Wohnungsbauministe-
rium. Nach dem Ausscheiden Rodriguez Fi-
gueroas setzten sie sich damit auch gegen 
dessen politisch farblose Nachfolger durch. 
SINAMOS wurde auf den Rang einer Behörde 
für assoziative Unternehmen und politische 
Organisationen zurückgestuft und hat damit 
noch immer große politische Bedeutung; aber 
der Versuch der politischen Mobilisierung 
über einen staatlichen Apparat muß als ge-
scheitert angesehen werden. Eine als Konse-
quenz dieses Scheiterns in den letzten Mona-
ten der Regierung Velasco ins Leben gerufene 
Organizaciön Politica de la Revoluciön Peru-
ana (OPRP) 84), die eine wohl sehr viel mehr 
parteiähnliche politische Organisation auf der 
Basis der organisierten Massenbewegungen

73; s. N. Moreira, Modelo Peruano, a. a. O., 

grarsektor kann diese Organisationshilfe 
n als erfolgreich angesehen werden. Die 
onelle-marxistische Confederacion de Cam- 
del Peru bleibt aber als wichtige, wenn 
iziell nicht anerkannte Parallelorganisation 
L.



nächst war ein solches „Transformationsmini- 
sterium" für alle nach links tendierenden 
Kräfte attraktiv, so daß bald Vertreter aller 
linken politischen Gruppierungen irgendwo 
im System saßen und versuchten, ihren politi-
schen Ideen zum Durchbruch zu verhelfen. 
Diese Heterogenität konnte nie beseitigt wer-
den. Durch die Beschlüsse der kommunisti-
schen und der (linken) christdemokratischen 
Partei, die „peruanische Revolution" aktiv zu 
unterstützen79 ), wurde das Spektrum weiter 
verbreitert. Es zeigte sich auch bald, daß be-
stehende Organisationen (agrarische Organi-
sationen, die z. B. aus den Bauernkämpfen vor 
1965 hervorgegangen waren, Gewerkschaften) 
sich der Einflußnahme des SINAMOS wider-
setzen. Erfolge der Bildungsmaßnahmen tra- 
en auch nur dort ein, wo gleichzeitig Maß-
nahmen zur Verbesserung der sozialen und 
ökonomischen Lebensbedingungen der Bevöl- 
kerung erreicht werden konnten, z. B. durch 
Straßenbau, Strom- und Wasserversorgung, 
medizinische Versorgung auf dem Land, Be- 
wässerungsanlagen. Solche Maßnahmen wa-
ren aber nur in begrenztem Umfang finanzier- 
□ar und lösten zudem bei den Gruppen, die 
□icht (oder noch nicht) in den Genuß solcher 
Unterstützung kommen konnten, erhebliche 
Unzufriedenheit aus. Die Methoden des mäch- 
igen und finanzkräftigen SINAMOS lösten 
zusätzliche Resistenz aus: widerstrebende 
Organisationen sollten durch Nicht-Anerken-
nung, Zwangsinterventionen — wohl auch ge-
legentlich Wahl-Manipulationen — gefügig 
gemacht werden. Wo auch das nicht half, wur- 
den Parallel-Organisationen gegründet und 
massiv finanziell unterstützt.

81) S. E. J. Kerbusch u. A. Uhlenbrock, Gewerk- 
schaften in Peru, in: Die Neue Gesellschaft 5/75, 
S. 418 ff.
82) Zur Zeit gibt es eine nationale CTRP-Führung 
und eine CTRP-Führung in Lima, die sich gegensei-
tig nicht anerkennen. S. „Comunistas Contra la 
CTRP, in: Equis No. 27 vom 18. 3. 1976, S. 9 f.
83) S. Sonderseite in El Comerico von 3. 3. 1976 
(S. 6), insbes. „II Congreso Debe Constituir Par- 
ticipacion Desde las Bases".
M) In der OPRP waren Vertreter der verschiedenen 
Organisationen des öffentlichen Lebens berufen 
worden, die Mehrzahl aus staatlichen Institutionen. 
S. „Comite Orientar Organizaciön Poh'tica de la 
Revoluciön", in: El Peruano vom 2. 8. 1975.

SINAMOS trug wesentlich zur Entstehung ei-
ner hierarchisch gegliederten politischen 
Agrar-Organisation, der Confederacion Nacio- 
nal Agraria (CNA), bei, die sich auf Agrarfö- 
lerationen in den Departamento

80

s und Agrar- 
igen in den Provinzen stützt. Die CNA ist 
ieute tatsächlich die repräsentativste Bauern- 
Vertretung in Peru, obwohl sie höchstens 4 °/o 
ier Bauern vertritt ). Im Gewerkschaftssektor 
estanden drei Zentralen, die eng an die poli- 
ischen Parteien angelehnt waren: CTP (apri- 
itisch), CGTP (kommunistisch) und CNT (christ-

B) 1972/73; s. N. Moreira, Modelo Peruano, a. a. O., 
124 f.

) Im Agrarsektor kann diese Organisationshilfe 
mmerhin als erfolgreich angesehen werden. Die 
ppositionelle-marxistische Confederacion de Cam- 
esinos del Peru bleibt aber als wichtige, wenn 
uch offiziell nicht anerkannte Parallelorganisation 
►estehen.

demokratisch)81 ), die sich aller staatlichen 
Einflußnahme widersetzten. So wurde unter 
Mitwirkung des Fischereiministers und zu-
nächst auf der Basis der Fischergewerkschaf-
ten die Central de Trabajadores de la Revolu- 
ciön Peruana (CTRP) gegründet, die zunächst 
einen enormen Aufschwung nahm, dann 
aber an internen Auseinandersetzungen zer-
brach82). Später wurde auch im Erziehungs-
sektor eine Parallelgewerkschaft zur opposi-
tionellen (keiner Zentrale angehörenden) Ein-
heitsgewerkschaft SUTEP (Sindicato Unico de 
Trabajadores de la Education del Peru) ge-
gründet. Der offizialistische Sindicato de Edu- 
cadores de la Revoluciön Peruana (SERP) er-
wies sich aber als Fehlschlag; bei Wahlen 
kam er trotz massiver finanzieller Unterstüt-
zung nicht über rund 10 der Stimmen hinaus. 
Ähnlich sah es im Bereich der Comunidades 
Industriales aus: Die Einwirkung des SINA-
MOS führte zur Spaltung der Confederacion 
Nacional de Comunidades Industriales, die 
bis heute nicht überwunden ist83 ).
Angesichts des sinkenden Ansehens von SI-
NAMOS forderten die Ressortministerien Zu-
ständigkeiten zurück, die sie an SINAMOS 
abgetreten hatten: vor allem Agrar-, Erzie- 
hungs-, Transport- und Wohnungsbauministe-
rium. Nach dem Ausscheiden Rodriguez Fi-
gueroas setzten sie sich damit auch gegen 
dessen politisch farblose Nachfolger durch. 
SINAMOS wurde auf den Rang einer Behörde 
für assoziative Unternehmen und politische 
Organisationen zurückgestuft und hat damit 
noch immer große politische Bedeutung; aber 
der Versuch der politischen Mobilisierung 
über einen staatlichen Apparat muß als ge-
scheitert angesehen werden. Eine als Konse-
quenz dieses Scheiterns in den letzten Mona-
ten der Regierung Velasco ins Leben gerufene 
Organizaciön Politica de la Revoluciön Peru-
ana (OPRP) 84 ), die eine wohl sehr viel mehr 
parteiähnliche politische Organisation auf der 
Basis der organisierten Massenbewegungen
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